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RReennéé  KKrreemmppkkooww
Leistungsbewertung,  Leistungsanreize  und  die  Qualität  der  Hochschullehre

Konzepte, Kriterien  und  ihre  Akzeptanz

Mehr als eineinhalb Jahrzehnte sind vergangen, seit das Thema Bewertung der
Hochschulleistungen und dabei vor allem der „Qualität der Lehre” in Deutsch-
land auf die Tagesordnung gebracht wurde. Inzwischen wird eine stärker leis-
tungsorientierte Finanzierung von Hochschulen und Fachbereichen auch im Be-
reich der Lehre immer stärker forciert. Bislang nur selten systematisch unter-
sucht wurde aber, welche (auch nicht intendierten) Effekte Kopplungsmechanis-
men zwischen Leistungsbewertungen und Leistungsanreizen wie die Vergabe fi-
nanzieller Mittel für die Qualität der Lehre haben können. Für die (Mit-)Gestal-
tung sich abzeichnender Veränderungsprozesse dürfte es von großem Interesse
sein, die zugrundeliegenden Konzepte, Kriterien und ihre Akzeptanz auch em-
pirisch genauer zu untersuchen. Nach der von KMK-Präsident Zöllner angereg-
ten Exzellenzinitiative Lehre und der vom Wissenschaftsrat angeregten Lehrpro-
fessur sowie angesichts des in den kommenden Jahren zu erwartenden Erstse-
mesteransturms könnte das Thema sogar unerwartet politisch aktuell werden.  
Im Einzelnen werden in dieser Untersuchung die stark auf quantitative Indika-
toren (v.a. Hochschulstatistiken) bezogenen Konzepte zur Leistungsbewertung
und zentrale Konzepte zur Qualitätsentwicklung bezüglich ihrer Stärken und
Schwächen sowie Weiterentwicklungsmöglichkeiten diskutiert. Bei der Diskus-
sion von Leistungsanreizen wird sich über den Hochschulbereich hinaus mit
konkreten Erfahrungen in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung auseinander-
gesetzt – auch aus arbeitswissenschaftlicher und gewerkschaftlicher Sicht. Bei
der Diskussion und Entwicklung von Kriterien und Indikatoren zur Erfassung
von Qualität kann auf langjährige Erfahrungen und neuere Anwendungsbei-
spiele aus Projekten zur Hochschulberichterstattung mittels Hochschulstatisti-
ken sowie Befragungen von Studierenden und Absolventen sowie Professoren
und Mitarbeitern zurückgegriffen werden. Abschließend werden Möglichkei-
ten zur Einbeziehung von Qualitätskriterien in Leistungsbewertungen und zur
Erhöhung der Akzeptanz skizziert, die zumindest einige der zu erwartenden
nicht intendierten Effekte und Fehlanreizwirkungen vermeiden und damit zur
Qualität der Lehre beitragen könnten.
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ISBN 3-937026-52-5, Bielefeld 2007, 
297 Seiten, 39.00 Euro

David  Baume
Ein  Referenzrahmen  für  universitäre  Lehre      

NETTLE hat erforscht, was es bedeutet, ein Lehrender zu sein in
der universitären/tertiären Ausbildung jenseits der Vielfalt und
Fülle der Kulturen und Institutionen, die die Partner repräsen-
tieren.

Diese Information wird genutzt, um bei der Entwicklung von
Richtlinien die Entwicklung von Lehrkompetenzen adäquat
berücksichtigen zu können und in diesem Zusammenhang Bei-
spiele zu bieten, wie diese erworben werden können.

NETTLE hat 38 Partner in 29 europäischen Ländern. 

Die hauptsächlich aus Universitäten und Fachhochschulen
stammenden Partner bilden eine Mischung aus Fachleuten für
Bildungsentwicklung, Fachreferenten und professionellen Leh-
renden.

Ein Referenzrahmen für universitäre Lehre wurde vom NETTLE
Thematic Network Project veröffentlicht.

NETTLE, Learning and Teaching Enhancement Unit, University
of Southampton, UK
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MMit seinem Beitrag Auf  dem  Weg  zu
einem  europäischen  Forschungsför-
derverbund?  Zur  Governance  der
Vergemeinschaftung  der  Forschungs-
förderung beleuchtet Arne Pilniok
die Dimensionen und Zukunftsper-
spektiven einer europäischen For-
schungsförderung, die sich vorläufig
in den von der Kommission geför-
derten Netzwerken zwischen natio-
nalen Förderagenturen abzeichnet.
Mit dieser Art von Verbundförderung ist eine starke Aus-
richtung der geförderten Forschung an den thematischen
Setzungen des Forschungsrahmenprogramms der EU ver-
knüpft. Die Herausforderung für das Hochschulmanage-
ment besteht darin, in noch stärkerem Maße als bisher Un-
terstützungsstrukturen für an dieser Förderung interessierte
Wissenschaftler zu schaffen. Eine Dezentralisierung der
Drittmittelverwaltung und stärker disziplinär ausdifferen-
zierte Unterstützung bei der Antragstellung wird angeregt.

AApropos Unterstützungsstruktur: Fragen der Forschungs-
förderung, der Evaluation und einer performanzbasierten
Mittelverteilung setzen gut aufbereitete Informationen
über die Leistungsprozesse einer Hochschule voraus. Hier-
von handelt Heide Klugs Beitrag über die Herausforderun-
gen  an  das  Informationsmanagement  einer  Hochschule.
Dabei gilt es insbesondere den Faktor ‚Kommunikation’
zwischen den neu eingerichteten ‚Information Offices’ und
den ‚Usern’ zu berücksichtigen, damit nicht einfach nur Da-
tenberge angesammelt werden, sondern solche Informatio-
nen, die das Kerngeschäft einer Hochschule transparenter
und effektiver gestalten. Informationsmanagement soll und
kann die Hochschule in eine ‚lernende Organisation’ trans-
formieren – so das Fazit von Klug.

DDie besten Informationssysteme nutzen nichts, wenn das
Hochschulmanagement nicht befähigt ist, mithilfe dieses
Wissens Entscheidungen gegebenenfalls auch gegen Wi-
derstände durchzusetzen. Otto Hüthers Beitrag Starke  De-
kane  –  Schwache  Professoren?  Vergleich  und  Analyse  der
deutschen  Landeshochschulgesetze wirft die Frage auf, ob
das mittlere Management an den Hochschulen – also die
Ebene der Dekane – denn zumindest de jure in die Lage
versetzt wird, Entscheidungen auch gegen die tradierte Kol-
legialitätsnorm unter den Professoren zu treffen. Seine Be-
standsaufnahme der aktuellen Gesetzeslage fördert viel He-
terogenität und noch mehr sich konterkarierende Vorgaben
in dieser Frage zutage. Letztlich bleibt der Eindruck zurück,
dass auch die reformierten Landeshochschulgesetze kaum
ausreichende formale Absicherungen der Entscheidungs-
macht von Dekanen enthalten und der Tradierung der pro-
fessoralen Konsenskultur an Fakultäten und Fachbereichen
weiterhin Vorschub leisten.

S.L.

Ed i to r i a lHM
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DDie vorliegende Ausgabe des HM hat einen Schwerpunkt
mit Blick auf die Kontextbedingungen für erfolgreiche For-
schung an Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen.
Zu solchen Kontextbedingungen lassen sich nicht nur jene
hochschulinternen und -externen Prozesse und Verfahren
zählen, die die Forschung unmittelbar betreffen, sondern
auch solche, die im weitesten Sinne zur Governance von
Hochschulen gehören und auch Probleme der Lehre mit
einbeziehen. Hierzu zählen Leitungs- und Management-
strukturen sowie Fragen der Informationsgenerierung und
-verarbeitung. 
Diesem breiten Themenspektrum wenden sich die fünf
Beiträge in HM 1/2008 zu. Alle Beiträge sind für HM über-
arbeitete Fassungen von Vorträgen, die am 11. und
12.10.2007 auf der Nachwuchswissenschaftlertagung
„Hochschulen und außeruniversitäre Forschung unter Re-
formdruck: Hochschul- und Wissenschaftsmanagement,
Wissenschaftsorganisation und Wissenschaftsrecht“ an der
Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften
Speyer (DHV) gehalten wurden. Diese Tagung wurde mit
freundlicher Unterstützung des Stifterverbandes für die
Deutsche Wissenschaft und der Andrea-von-Braun-Stiftung
vom Stiftungslehrstuhl für Wissenschaftsorganisation,
Hochschul- und Wissenschaftsmanagement an der DHV,
dem Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung und dem
Zentrum für Wissenschaftsmanagement ausgerichtet.

DDer Beitrag von Holger Braun-Thürmann Die  Ökonomie
der  Wissenschaft  und  die  Möglichkeiten  ihrer  Verwertung
beschäftigt sich mit der im Vergleich zur Wirtschaft anderen
Logik der Produktion wissenschaftlichen Wissens und
deren Folgen für seine Verwertbarkeit. Dieser Sachverhalt
wurde im Rahmen eines Forschungsprojekts zu Ausgrün-
dungen aus Hochschul- und Forschungseinrichtungen un-
tersucht. Anhand zahlreicher Experteninterviews kann der
Nachweis erbracht werden, dass der Transfer von For-
schungswissen in die Wirtschaft nicht im Sinne einer Ein-
bahnstraße, sondern im Rahmen einer Vermittlungspraxis
zwischen monetärer Wettbewerbsökonomie und wissen-
schaftlicher Ökonomie erfolgt, die beide Seiten nicht un-
verändert lässt.

TThomas Heinze wendet sich in seinem Beitrag Förderliche
Kontextbedingungen  für  kreative  Forschung.  Ergebnisse
einer  empirischen  Studie der Frage zu, wie Wissenschaft or-
ganisiert sein sollte, damit sich Kreativität entfalten kann.
Untersucht werden hierbei institutionelle Umfeldbedingun-
gen für kreative Forschung im Vergleich Europa – USA.
Dabei zeigt sich unter anderem, dass die Größe einer For-
schergruppe und die Flexibilität der einsetzbaren finanziel-
len Ressourcen einen großen Einfluss auf die Kreativität des
Forschungsprozesses und die Originalität der Ergebnisse
haben. Große Gruppen und an eng definierte Projekte ge-
koppelte Ressourcen scheinen Kreativität eher zu behin-
dern. Das sollte sich ruhig herumsprechen in der deutschen
Forschungsförderlandschaft.

Stefan Lange
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HMIn  eigener  Sache

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

mit der ersten Ausgabe im Jahr 2008 hat das „Hoch-
schulmanagement“ (HM) einen neuen geschäftsführenden
Herausgeber bekommen: Herrn Dr. Stefan Lange. 
Damit einhergehend ist auch der Herausgeberkreis des HM
erweitert worden. 
Herr Lange arbeitet am Stiftungslehrstuhl für Wissen-
schaftsorganisation, Hochschul- und Wissenschaftsma-
nagement an der Deutschen Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer. In Speyer wird von jetzt an auch
die Geschäftsführung des HM angesiedelt sein. 
Herr Lange hat seine wissenschaftlichen Tätigkeitsschwer-
punkte in den Bereichen Governance und Organisations-
entwicklung von Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen, NPM-Instrumenten und deren Folgen für Forschung
und Lehre, der Forschungsevaluation sowie im Themenfeld
Hochschul- und Forschungspolitik in der Bund-Länder-Ver-
flechtung – den so genannten ‚Gemeinschaftsaufgaben’.

Verlag und Herausgeber wünschen Herrn Lange für seine
neue Aufgabe eine glückliche Hand und danken gleichzei-
tig Frau Dr. Heinke Röbken für die erfolgreiche Geschäfts-
führung im ‚schwierigen’ ersten Jahr des Erscheinens unse-
rer Zeitschrift.

Neuer  geschäftsführender  Herausgeber

Stefan Lange

TThheemmeennttaagg::  „„AAnnrreeiizzssyysstteemmee  iinn  HHoocchhsscchhuulleenn  uunndd  aauußßeerruunniivveerrssiittäärreenn  FFoorrsscchhuunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn""

Mit der gestiegenen Wettbewerbsorientierung gewinnt die Frage nach geeigneten Anreizsystemen für qualifiziertes 
Personal eine immer größere Rolle. 

Diese Frage ist für Wissenschaftsorganisationen von besonderer Relevanz, da die im Bereich der Wissenschaft wirksa-
men Anreizstrukturen ausgesprochen vielschichtig sind. 

Die monetäre Entlohnung stellt nur einen Aspekt dar; ebenso wichtig sind Aspekte der Arbeitsautonomie sowie die
Möglichkeit, exzellente Forschung zu betreiben. 

Folglich ist zu klären, welche der unterschiedlichen zur Verfügung stehenden Anreizsysteme praktisch eingesetzt wer-
den und wie sie bei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern greifen. 

Die grundlegende Frage nach dem Verhältnis von monetären und nicht-monetären Faktoren wird auch im Hinblick auf
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen behandelt.

Kooperationsveranstaltung der DHV und des ZWM, 
Wissenschaftliche Leitung: Prof. Dr. Georg Krücken
Datum: 15. bis 16. April 2008
Tagungsort: Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Freiherr-vom-Stein-Str. 2, 67346 Speyer

Ansprechpartner für Teilnehmer: 
Lioba Diehl und Edith Göring
Fax: 06232/654-488
E-Mail: tagungssekretariat@dhv-speyer.de

Weitere Informationen
Programm:http://www.zwm-speyer.de 
Flyer: http://www.hfv-speyer.de/kruecken/Tagung.htm 

Quelle: 
Zentrum für Wissenschaftsmanagement e.V. Speyer (ZWM), Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 
http://idw-online.de/pages/de/news248605, 26.02.2008
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HHoollggeerr  BBrraauunn-TThhüürrmmaannnn

Die  Ökonomie  der  Wissenschaft  und  
die  Möglichkeiten  ihrer  Verwertung

Holger Braun-
Thürmann

11..  EEiinnlleeiittuunngg::  EEnnttwwiicckklluunngg  ddeerr  FFrraaggeesstteelllluunngg
WWissenschaftsorganisationen sind mit der politisch und
massenmedial kommunizierten Erwartung konfrontiert, ihre
mit öffentlichen Geldern geförderte Forschung wirtschaft-
lich zu verwerten. Zwar reicht die wissenschaftspolitische
Forderung nach Verwertung wissenschaftlichen Wissens bis
in die 50er Jahre des letzten Jahrhunderts zurück
(Meier/Müller 2007), doch sie wird sowohl auf europäischer
als auch auf nationaler Ebene in jüngster Zeit mit Nachdruck
formuliert. Eine Antwort des Wissenschaftsmanagements
auf diesen Diskurs besteht darin, die Formalstruktur von
Universitäten und Forschungseinrichtungen entsprechend
den Außenerwartungen anzupassen (Krücken/Meier 2003):
Es werden Technologie-Transfer-Stellen und Patentverwer-
tungs-Agenturen umgebaut, aufgestockt oder sogar neu ins
Leben gerufen. Es werden Fortbildungsprogramme in Sa-
chen Unternehmensgründung für Wissenschaftler angebo-
ten. So wie der Status quo an den Universitäten und an
außeruniversitären Forschungsinstituten einzuschätzen ist –
das ist die Hintergrundannahme dieses Beitrags –, konzen-
triert sich die Verwertungspolitik dieser Organisationen im
Allgemeinen auf betriebswirtschaftliche und patentrechtli-
che Probleme. Das Transfermanagement betrachtet die
Tätigkeiten der hauseigenen Wissenschaftler nach folgen-
den Maßgaben: Im Vordergrund der Betrachtung steht er-
stens der Output von Forschung. Diesen gilt es, mit den
entsprechenden Transferinstrumentarien, wie der Sicherung
von Eigentumsrechten oder durch Marktpotentialanalysen
etc. einer wirtschaftlichen Verwertung zuzuführen. Ausge-
blendet wird in der herrschenden Transferperspektive, wie
das Wissen produziert wird und was die wissenschaftlichen
Voraussetzungen für dessen Produktion sein können. Zwei-
tens wird das Handeln der Wissenschaftler als eine Tätigkeit
betrachtet, die sich nicht in erster Linie an wirtschaftlichen
Kategorien bemisst. Forschung wird oftmals als eine Zeit
konsumierende und passagenweise „ineffiziente“ Praxis be-
trachtet, die durch die entsprechenden Incentives und Con-
trolling-Instrumente rationalisiert werden kann und soll.
Dabei bleibt unberücksichtigt, dass Forschung ihre eigene
Ökonomie entfaltet, indem sie ihre spezifische Formen der
Knappheit in Gestalt von Wahrheit, Reputation etc. wahr-
nimmt, verteilt und reguliert. So betrachtet, kann Wissen-
schaft auch ohne explizites betriebswirtschaftliches Mana-
gement „effizient“ organisiert sein.

Die beiden eben genannten Aspekte in der Wahrnehmung
von Forschung, auch wenn sie sich im Transfermanagement
als hochgradig nützlich erweisen, entwerfen insofern ein
einseitiges Bild von der wissenschaftlichen Arbeit, als sie
Forschungspraktiken als genuin nicht-wirtschaftlich bzw.
unwirtschaftlich kategorisieren. Die Argumentation, die ich
hier entwickeln und mit empirischen Projektdaten (Knie et
al. 2002) belegen will, zielt darauf, Forschung als eine ei-
genständige Form von Ökonomie zu beobachten, die sich
durch wissenschaftstypische Konventionen und Normen im
Umgang mit Knappheiten auszeichnet (Kohler 1994;
McCray 2000; Rasmussen 2004). Folgende These soll in
diesem Zuge herausgearbeitet und vertreten werden: Der
Transfer von Forschungsergebnissen ist nicht als ein Über-
gang von einer Sphäre des Außerökonomischen in den Be-
reich des Ökonomischen zu verstehen. Vielmehr ist es mög-
lich, die Verwertung von Forschung als eine Vermittlungs-
praxis zwischen zwei Ökonomien zu rekonstruieren: der
monetären Wettbewerbsökonomie auf der einen Seite und
der spezifischen Ökonomie der Wissenschaften auf der an-
deren. Um diese These als diskussionswürdiges Argument
zu entfalten, möchte ich in folgenden Schritten vorgehen.
Anfangs soll dasjenige theoretische Konzept vorgestellt
werden, mit dessen Hilfe es möglich ist, Verwertung als
eine Übersetzungsleistung zwischen zwei Ökonomien zu
verstehen (Abschnitt 2). Diese Übersetzungen sollen dann
durch die Präsentation und Erläuterung des empirischen
Materials auf vier verschiedenen Ebenen vorgestellt werden
(Abschnitt 3). Bilanzierend geht es am Ende um die Frage,
welche Schlüsse für das Forschungsmanagement aus den
vorhergehenden Überlegungen gezogen werden können
(Abschnitt 4).

22..  TThheeoorreettiisscchheess  KKoonnzzeepptt::  
ÖÖkkoonnoommiiee  ddeerr  WWiisssseennsscchhaafftt

DDie Idee, Forschung unter den Vorzeichen ökonomischer
Strategien zu beschreiben, ist alles andere als neu. Sie wird
sogar von Wissenschaftlern selbst verwendet (Knorr-Cetina
1984, S. 139/140). Die Autoren der konstruktivistischen
Science Studies brachte dies auf die Idee, Forscher als Ak-
teure zu charakterisieren, deren Handeln von „kapitalisti-
scher“ bzw. „unternehmerischer Rationalität“ getrieben
wird, da die Wahl von Forschungsfeldern, -themen, und -
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methoden von Investitions-Gewinn-Kalkulationen
bestimmt wird (Latour/Woolgar 1986). Eine Weiter-
entwicklung dieser Idee gelang dem Wissenschafts-
historiker Robert Kohler (1994; 1999), indem er
deutlich machten konnte, worin die Besonderheit
einer wissenschaftlichen gegenüber einer privatwirt-
schaftlichen Handlungsweise liegen. Kohler betont
die impliziten Regeln einer Gemeinschaft, welche
die wechselseitigen Erwartungen und Verpflichtun-
gen für all die verschiedenen an der wissenschaftli-
chen Produktion beteiligten Akteure festlegen. Die-
sem Verständnis möchte ich mich anschließen.
Möglichst wertneutral möchte ich daher die Ökono-
mie der Wissenschaft definieren als einen Zusam-
menhang von sozialen Regeln, Normen und Routi-
nen, welche die Verteilung und Nutzung von knappen Res-
sourcen der Forschung, wie Laborgeräte, epistemische Ob-
jekte, Ansehen, Forschungsgelder, Titel etc. regulieren.
Zwei Gründe sind meiner Ansicht nach dafür ausschlagge-
bend, von einer eigenständigen Ökonomie der Wissen-
schaft zu sprechen: Erstens die Produktion und die Vertei-
lung der knappen Güter in der Wissenschaft erfolgt nicht in
erster Linie nach den Maßgaben einer monetären Kalkulati-
on. Die Evaluation einer Forschungsinstitution bzw. einer
Forschungsarbeit wird im Allgemeinen nicht in Geldwerten
ausgedrückt, vielmehr in Gestalt von Reputation (Whitley
2000). Darauf komme ich zurück. Zweitens werden die Pro-
dukte von Forschung im Allgemeinen nicht auf einem von
Preisen koordinierten und prinzipiell teilnehmeroffenen
Markt getauscht. Der Austausch der Produkte – seien dies
wissenschaftliche Papiere oder Laborproben – vollzieht sich
in der Regel innerhalb der jeweiligen wissenschaftlichen
Gemeinschaft (Gläser 2006), deren Teilnehmerzahl allein
aufgrund der kognitiven Voraussetzungen begrenzt ist,
auch wenn deren Ränder niemals exakt bestimmbar sind.
Die Idee einer Ökonomie der Wissenschaft lässt sich in
einem Kreislauf darstellen, der die Medien von in der Wis-
senschaft wahrgenommenen Knappheiten relationiert (vgl.
Diagramm, links). Der Wert von jedwedem Kapital be-
stimmt sich dadurch, dass dieses für alle Teilnehmer der
Ökonomie als knapp wahrgenommen und entsprechend
behandelt wird. Die soziale Wirkung von Kapital liegt darin,
entweder damit Werte zu produzieren oder gegen andere
Güter eintauschen zu können. Durch dessen Konvertie-
rungspotenzial wird ein knappes Gut zur Ressource, wobei
diese Umwandlung eines Kapitals in ein anderes Wertmedi-
um sich nicht selbsttätig ereignen kann. Jede Konvertierung
bedarf der Transformationsarbeit (Bourdieu 1992, S. 70),
deren Ertrag nicht garantiert ist. Selbst das modernste
Wertmedium, das Geld, verlangt vom Investor oder Konsu-
menten eine Transaktionsarbeit in der Weise, dass Geldzah-
lungen in der Regel die Wissensarbeit des Recherchierens,
Berechnens und Vergleichens voraussetzen. Diese Transfor-
mationsarbeit gilt es zu bedenken, wenn ich nun auf die
Knappheit und Ressourcen der Ökonomie der Wissenschaft
im Einzelnen eingehe. Analog zum Kreislauf der Ökonomie
der Wissenschaften, lässt sich ein Zyklus der Wertbildung
(und -vernichtung) im Bereich der Venture-Ökonomie dar-
stellen (Diagramm, rechts), dessen Struktur sich zu einem
Teil auf die Aussagen von interviewten Gründerinnen und
Gründern stützen und zu einem anderen auf die entspre-
chende Literatur (Gompers/Lerner 2004).

33..  EEmmppiirriiee
MMit dieser theoretischen Konzeption von Wissenschaft
ausgerüstet, wenden wir uns der These dieses Beitrags zu,
die Verwertung wissenschaftlichen Wissens als eine Über-
setzung zwischen zwei Ökonomien zu rekonstruieren. Den
empirischen Nachweis der Tragfähigkeit dieser These will
ich anhand von Aussagen führen, die im Rahmen eines For-
schungsprojekts (Knie et al. 2003) gesammelt wurden, des-
sen Ziel es war, Ausgründungsprozesse aus dem Bereich öf-
fentlicher Forschung zu untersuchen.1 Das empirische Ma-
terial umfasst 67 Leitfadeninterviews, die mit den Ausgrün-
dern sowie mit dem Leitungspersonal der entsprechenden
Inkubatoreinrichtungen aus dem Feld der außeruniver-
sitären Forschung geführt wurden. Die Befragung erfolgte
im Zeitraum von 2004 bis 2007.
Die Gründung eines Spin-Off-Unternehmens erweist sich
nach meinem Dafürhalten als ein heuristisch günstiger Zu-
griff auf das Thema „Verwertung wissenschaftlichen Wis-
sens“, da der Prozess des Ausgründens oftmals all die übri-
gen Modi des wissenschaftlich-technologischen Transfers
mit sich bringt, die hier kurz genannt werden sollen: die Li-
zenzierung oder die Veräußerung von Patentrechten, For-
schungskooperationen, die Beratung von Wirtschaftsunter-
nehmen durch wissenschaftliche Experten und der Transfer
von Wissenschaftspersonal. Im Folgenden will ich zeigen,
wie es möglich ist, Ressourcen der Wissenschaft zu solchen
des Investment-Kapitalismus zu konvertieren und – vice
versa – zu rekonvertieren. 

3.1  Wissenschaftliches  Wissen  und  technologische  Produk-
te  (Diagramm  Ebene  a)
Der Prozess, dass und wie wissenschaftliches Wissen in
vielfältigen rekursiven Schleifen in technologische Produkte
übersetzt wird (Pfeilrichtung nach rechts), ist von der Inno-
vationsforschung inzwischen hinreichend untersucht und
theoretisch durchdrungen worden (Latour 1988; Powell
1998; Van de Ven et al. 1999, S. 223/224). Von daher
möchte ich die Passage von wissenschaftlichem Wissen hin-
führend zu einem Produkt überspringen (vgl. Constant
1980; Rammert 1997; van Lente/Rip 1998). Instruktiv da-
gegen scheint mir die Frage zu sein, inwieweit sich dieser
Transferfluss in einer Weise umkehren lässt (Pfeilrichtung

Abbildung 1: Diagramm

1 Das Forschungsprojekt wurde im Rahmen der BMBF-Förderinitiative „Wis-
sen für Entscheidungsprozesse“ finanziert. Ich danke an dieser Stelle Dag-
mar Simon, Andreas Knie, Heike Jacobsen, Martin Lengwiler, Gerd Möll
und Jörg Potthast.
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links), dass Produkte bzw. die Entwicklung und Herstellung
derselben zur Wissensressource in der Ökonomie der Wis-
senschaften werden können. Aus dem Fundus des empiri-
schen Materials möchte ich eine (von mehreren möglichen)
Passagen dokumentieren, die meines Erachtens belegen
kann, wie der Transfer in Gestalt eines Spin-Off-Unterneh-
mens zu einem Experimentalfeld wird, das den Wissen-
schaftlern in öffentlichen Instituten Rückschlüsse und Anre-
gungen für ihre Forschungen liefert. Eine Direktorin, die
eine Ausgründung mitinitiierte, zeigte sich überrascht, wie
sich das von ihr im Labor mitentwickelte Solarmodul im
realen Produktionsprozess verhält.

„Also ich, ich habe eigentlich die Vorteile in der Techno-
logie noch gar nicht so erkannt, ich hab immer gesagt,
also frei und umweltfreundlich, das waren so die Ideen,
aber dass das nachher schneller geht, so was hab ich
überhaupt nicht berücksichtigt. Das heißt, die reinen
wirtschaftlichen Dinge, die, sehen wir als Forscher
manchmal gar nicht, sondern wir sehen mehr so die ide-
alisierten oder die, ja, idealistischen Begründungen.“

Die Physikerin hatte zwar das ökologische und das wir-
kungstechnische Potenzial ihrer Entwicklung ausgemacht,
war sich aber nicht darüber im Klaren, dass der Vorteil der
von ihr erforschten Technologie in ihren produktionstech-
nisch günstigen Merkmalen liegen könnte. Dies haben erst
die beiden Wissenschaftlerinnen in Erfahrung gebracht, die
sich in dem Realexperiment ‚Spin-off’ dieser Frage stellen
mussten.

3.2  Wissenschaftliche  Reputation  und  unternehmerisches
Prestige  (Diagramm  Ebene  b)  
Es wurde bereits ausgeführt, in welcher Weise Reputation
als knappe Ressource Forschungen motiviert und selektiert,
und auf diese Weise als Sekundärmedium neben der Wahr-
heit zur Selbststeuerung von Wissenschaft beiträgt. Repu-
tation wirkt jedoch insofern über die Grenzen von Wissen-
schaft hinaus, als sie als einer (von sicherlich mehreren) In-
dikatoren dient, an welchen sich Politik und Wirtschaft ori-
entieren, wenn sie in die Forschung mit Geldmitteln steu-
ernd einzugreifen versuchen. Daher überrascht es nicht
allzu sehr, dass wir in unseren Erhebungen des öfteren auf
das Phänomen stießen, dass Professoren ihren akademi-
schen Status bei der Akquise von Venture Capital einsetz-
ten (Pfeilrichtung nach rechts). Als einen Beleg möchte ich
die Aussage eines Chemikers dokumentieren, der nach ab-
geschlossener Promotion mit anderen Forschern zusammen
ein Bio-Tech-Unternehmen gründete, dessen Niedergang
erleben musste, heute jedoch eine adäquate Anstellung in
einem Pharmakonzern gefunden hat:

„Man bewirbt sich da mit einem Business-Plan. Man be-
kommt dann meistens keine Antwort, weil es ja 100 an-
dere auch machen, und man ist dann schon einer der
ganz Tollen, wenn man überhaupt eingeladen wird, um
[Venture Capitalists] vorzusprechen. Da hat der Name
gezogen. Sonst, allein durch uns und durch die Idee wür-
den sie es nicht machen.”

Da das Problem der Venture Capital-Banken darin liegt, mit
der Unsicherheit von technologischen Innovationen umzu-
gehen, deren Erfolgswahrscheinlichkeiten einzuschätzen
und die Kompetenz der Gründerpersonen zu beurteilen,

blicken diese in Ermangelung von verlässlicheren Indikato-
ren auf die Reputation der Herkunftseinrichtungen und
deren Leitungspersonal, um auf diese Weise die Entschei-
dungsunsicherheit zu absorbieren. Wissenschaftliche Repu-
tation kann – sofern die Professoren sich in dieser Weise
engagieren – in Bonität konvertiert werden.
Unmittelbar mit der Reformdiskussion der Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen hängt der
Versuch der (Rück-)Konvertierung von Prestige zusammen,
das mit einem im Erfolgsfalle florierenden Start-Up-Unter-
nehmen verbunden ist. Es ist zu beobachten, dass nicht nur
die für ihre Industrienähe bekannte Fraunhofer-Gesellschaft
mit Ausgründungen wirbt, die aus den Einzelinstituten her-
vorgegangen sind, sondern mittlerweile auch die auf
Grundlagenforschung spezialisierte Max-Planck-Gesell-
schaft, deren Transferorganisation neulich von Garching In-
novation in Max-Planck-Innovation umgetauft wurde, um
eine noch stärke Identifikation der Max-Planck-Gesellschaft
mit der Idee der Verwertung wissenschaftlichen Wissens
zum Ausdruck zu bringen (Pfeilrichtung nach links).

3.3  Staatliche  Forschungsförderung  und  privatwirtschaftli-
che  Subvention  (Diagramm  Ebene  c)  
Wir kommen nun zur Ebene der Finanzen. Der Staat stellt
zwar die Mittel für die Forschung den Universitäten und
vergleichbaren Einrichtungen zur Verfügung. Sobald es je-
doch zur Verwertung von wissenschaftlichem Wissen kom-
men soll, stellen sich nicht nur die Eigentumsfragen, son-
dern noch ein weiteres Problem: Mit welchen Mitteln soll
das wissenschaftliche Wissen so aufbereitet und abgesi-
chert werden, dass es überhaupt wirtschaftlich nutzbar
wird. Zwischen Erkenntnis bzw. Erfindung und dem markt-
fähigen Produkt ist der Weg bekanntlich weit, steinig und
mit allerlei Risiken behaftet. Innerhalb unseres Samples re-
präsentiert die verwaltungsrechtlich schwer tolerierbare
Praxis der Privatisierung von öffentlichen Ressourcen nicht
den Ausnahmefall (Pfeilrichtung nach rechts). Lassen wir
einen Max-Planck-Direktor zu Wort kommen:

„Also die Ausgründungen haben natürlich zum Teil dazu
geführt, dass die Arbeitsgruppen auch schon während
der Gründungsphase etwas abgelenkt waren, es ist ja
nicht so, dass die dann bis zur letzten Sekunde voll ihre
Grundlagenforschung machen und nur am Sonntagnach-
mittag über Firmengründungen nachdenken.“

Wenn wissenschaftliche Mitarbeiterstellen, zum Teil sogar
über Jahre hinweg, zur Vorbereitung von Spin-off-Projekten
genutzt werden, und auch zu beobachten war, dass öffent-
lich angeschaffte Sachmittel in Firmeneigentum transferiert
wurden, dann stehen ordnungsgemäße Buchhaltung öffent-
licher Institutionen und der wirtschaftspolitisch durchaus
legitime Wille, Neugründungen mit staatlichen Mitteln zu
unterstützen in einem Widerstreit, der in den Organisatio-
nen erst einmal dadurch gelöst wird, dass diese Form der
Verwertung wissenschaftlichen Wissens intransparent ge-
halten wird.
Es ist zu konstatieren, dass Forschungsförderung in Gestalt
von Personal- und Sachressourcen aus der Ökonomie der
Wissenschaft in die Privatwirtschaft transferiert werden.
Doch auch öffentliche Forschungseinrichtungen können
von ihren Spin-off-Unternehmen finanziell über den
Umweg der politischen Forschungsförderung profitieren,
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wenn die Vergabe von Forschungsmitteln – so zum Beispiel
bei bestimmten EU- oder BMBF-Ausschreibungen – daran
gekoppelt ist, mit einem privaten Unternehmen zu koope-
rieren (Pfeilrichtung nach links). Für diesen Zweck erweisen
sich Ausgründungen als die idealen „Praxispartner“, da über
persönliche Kontakte und eine gemeinsame Wissensbasis
rasch Forschungsanträge formuliert und eingereicht werden
können. 
Diese Möglichkeit, über das Förderformat des ‚Verbund-
projektes´ Gelder zu akquirieren, wird unseren Interviews
zufolge insbesondere von den Fraunhofer-Einrichtungen
genutzt.  Die wissenschaftspolitische Maßnahme des ‚Ver-
bundprojekts’, die Vergabe von Forschungsgeldern an „Pri-
vat-Public-Partnership“ zu koppeln, legt es Forschungsein-
richtungen nahe, ihre Spin-off-Unternehmen als „Pra-
xispartner“ für Forschungsanträge wahrzunehmen. 

3.4  Öffentlich-rrechtliche  Laboratorien  und  Produktionsmit-
tel  von  Unternehmen  (Diagramm  Ebene  d)  
Auf der letzten Ebene der Ressourcenkonversion geht es
um den Zugriff auf Produktionsmittel. Die meisten Spin-
Off-Unternehmen können sich eine komplexe Laboreinrich-
tung oder Vergleichbares nicht leisten. Nahezu jedes von
uns erforschte Unternehmen versuchte von daher, auf die
Infrastruktur des Mutterinstitutes zuzugreifen (Pfeilrichtung
nach rechts). Die Laborinfrastruktur wird dabei zu einer Art
„boundary object“ (Star 1989), das die wissenschaftliche
Gemeinschaft mit der Gemeinschaft der Unternehmen-
spraktiker verbindet (Potthast/Lengwiler 2005). 
Während ein Labor den Wissenschaftlern zu Forschungs-
zwecken dienen kann, ist es dem Ausgründer möglich, mit
ihm eine Dienstleistung anzubieten. Interessant aus innova-
tionstheoretischer Perspektive ist dabei der Wissensaus-
tausch zwischen Forschung und Unternehmen, der mit die-
ser gemeinsamen Nutzung der Geräte verbunden ist (vgl.
hierzu: Joerges/Shinn 2000).
Vorhin habe ich schon darauf hingewiesen, in welchem
Sinne eine Unternehmensgründung Experimentalcharakter
hat. Technologien, die in der öffentlichen Forschung ent-
wickelt wurden, werden unter produktionstechnischen Be-
dingungen zum Teil in großem Maßstab hergestellt und
damit auch getestet. Wenn man mit den Worten von
Helga Nowotny et al. (2001) sprechen möchte, so handelt
es sich hierbei um den Fall der Kontextierung wissen-
schaftlichen Wissens (Pfeilrichtung nach links). Eine Aus-
gründerin aus einem Helmholtz-Institut macht auf diesen
Punkt aufmerksam:

„Also es ist nicht so, dass die gesamten Wissen-Erkennt-
nisse vom Institut hier reinfließen, sondern sie profitie-
ren auch ganz stark davon, was wir hier durch die groß-
technische Anwendung auch noch mal dazulernen über
diese Technologie.“

Die Verwertung wissenschaftlichen Wissens vollzieht sich in
diesem zitierten Fall nach dem Gegenstromprinzip. Wis-
senstransfer findet in beide Richtungen statt.

44..  ZZuussaammmmeennffaassssuunngg  uunndd  IImmpplliikkaattiioonneenn  ffüürr
WWiisssseennsscchhaaffttssppoolliittiikk  uunndd  -mmaannaaggeemmeenntt

FFolgt man der Argumentation, Wissenschaft als eine spezi-
fische Ökonomie und den Transfer von wissenschaftlichem
Wissen als eine bi-direktionale Vermittlung von zwei unter-

schiedlichen Wirtschaftsweisen zu begreifen, eröffnet sich
eine Perspektive für das Wissenschaftsmanagement, welche
sensibilisiert für die nicht-intendierten Folgen der Kommer-
zialisierung von Forschungsergebnissen. Eine ohne Rück-
sicht auf die spezifische Ökonomie von Wissenschaft voran-
getriebene Transferpolitik kann die Produktionsbedingun-
gen von Forschung in einer Weise stören oder beeinträchti-
gen, dass eine langfristige ökonomische Verwertung un-
wahrscheinlicher wird. Dies ist dann der Fall, wenn aus-
gründende oder mit Ausgründungen kooperierende Wis-
senschaftler ihrer Publikationspflicht gegenüber der Fachöf-
fentlichkeit nicht mehr nachkommen können oder die Frei-
heit wissenschaftlicher Themenwahl durch Industrie-ko-
operationen beschnitten werden würde. Prinzipiell besteht
die Herausforderung des Wissenschaftsmanagements darin,
die Organisationsweise von Forschung mit der Maßgabe zu
beobachten und zu bewerten, wie sich die Ressourcen der
wissenschaftlichen Ökonomie mit denen der monetären
Wettbewerbsökonomie der Industrie oder des Venture Ca-
pital zu beiderseitigem Vorteil verknüpfen lassen. 
Zum Abschluss will ich noch auf der Basis der bisherigen Ar-
gumente Überlegungen besteuern, die als Anregungen für
das Transfermanagement von Forschungsorganisationen
dienen können. Es wurde angedeutet, wie Forschungsför-
derung zur privatwirtschaftlichen Subvention werden kann;
nicht zuletzt deshalb, weil Forschung und die Entwicklung
eines Produkts im Innovationsprozess nahe beisammen lie-
gen. Ausgründungsprozesse verlaufen nach unseren Beob-
achtungen nicht selten in Sichtweite von rechtlichen Grau-
zonen (vgl. auch: Tuunainen 2005). Umso wichtiger ist es
angesichts dessen, nach Regelungen zu suchen oder an be-
stehenden festzuhalten, die einer Zweckentfremdung von
öffentlicher Forschungsförderung entgegenwirken. Es ist
zum Beispiel zu überdenken, inwieweit es statthaft sein
soll, dass Wissenschaftler aus öffentlichen Forschungsein-
richtungen Beteiligungen an Unternehmen besitzen dürfen,
die mit dem Forschungsinstitut kooperieren, an dem sie
selbst angestellt sind oder welches sie sogar leiten.2 In
einer solchen Konstellation werden nämlich Vertragsneh-
mer und Vertragsgeber von derselben juristischen Person
repräsentiert, was unweigerlich den Verdacht der privaten
Vorteilsnahme auf sich zieht. 
Transferstellen handhaben die Verwertung wissenschaftli-
chen Wissens zumeist mit der Zielvorstellung, die Produkte
der Forschung durch Patent- und Lizenzmanagement der
Wirtschaft gewinnbringend zu offerieren. In dieser Studie
wurde allerdings auch auf das Phänomen aufmerksam ge-
macht, dass Wirtschaftsunternehmen mit ihren Produk-
tionsprozessen in einigen Fällen zu Experimentalräumen
der Forschung werden können und von daher auch zu
deren Fortschritt beitragen können. Wenn dieser Effekt ein-
treten soll, dann ist es für die Forschungseinrichtung sinn-
voll, genau unter diesen Vorzeichen, Wissen zu verwerten
und den Rück-Transfer in die öffentliche Wissenschaft zu re-
geln. Das hieße konkret, mit den Industrieunternehmen
nicht nur über Lizenzgebühren, Geheimhaltungsklauseln
etc. zu verhandeln, sondern auch die Möglichkeiten der
De-Privatisierung des Wissens offen zu halten. In unserem
Sample konnten wir dies nur in Ausnahmen beobachten.

2 Zwei dieser Fälle finden sich in unserem Sample.
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Der  vorliegende  Beitrag  präsentiert  Ergebnisse  einer  in  Eu-
ropa  und  den  USA  durchgeführten  Studie  zum  Einfluss  von
institutionellen  Umfeldbedingungen  auf  kreative  For-
schung.  Im  Mittelpunkt  steht  die  Frage,  wie  wissenschaftli-
che  Forschung  organisiert  sein  sollte,  damit  sich  Kreativität
im  Wissenschaftssystem  auch  tatsächlich  entfalten  kann.
Die  wichtigsten  von  uns  identifizierten  Kontextfaktoren
sind  Gruppengröße,  Führungsverhalten  von  Gruppenlei-
tern,  die  Verknüpfung  disziplinärer  und  thematischer
Schnittstellen  sowie  Finanzierung.  Ausgehend  von  diesen
Ergebnissen  wird  aus  forschungspolitischer  Perspektive  kri-
tisch  gefragt,  welche  Wirkungen  Reformmaßnahmen  wie
z.B.  Priorisierung  von  Forschungsthemen,  zunehmender
Evaluationsdruck  und  Förderung  von  Exzellenzclustern  auf
die  wichtigste  Ressource  des  Wissenschaftssystem  haben,
nämlich  kreative  Forscher  und  ihre  Arbeitsgruppen.

11..  WWaass  iisstt  kkrreeaattiivvee  FFoorrsscchhuunngg??
BBekanntermaßen ist die Wissenschaft das mit der Suche
nach neuem Wissen befasste Teilsystem der Gesellschaft
(Luhmann 1992). Dies bedeutet aber nicht, dass wissen-
schaftliche Forschung immer zu neuen oder originellen Er-
gebnissen führt. Vielmehr führt die reputationale Organisa-
tion der Forschung in Disziplinen und Fachgemeinschaften
dazu, dass als anschlussfähig beurteilte Forschung nicht
notwendigerweise originell ist, und bahnbrechende For-
schung von Fachkollegen mitunter nicht sofort akzeptiert
wird (Whitley 2000). Zu denken ist hier an den Widerstand,
gegen den sich die Quantentheorie von Max Planck oder
die Theorie asymmetrischer Informationen von George
Akerlof behaupten mussten. Die Beurteilung wissenschaft-
licher Leistungen unterliegt einem fundamentalen Span-
nungsverhältnis zwischen Anschlussfähigkeit auf der einen
Seite, und Neuheit auf der anderen Seite. Während An-
schlussfähigkeit zur Konformität mit der normalwissen-
schaftlichen Forschung auffordert, führt Neuheit eher zum
Dissens mit dem herrschenden Paradigma. 
Mit dem Spannungsverhältnis von Anschlussfähigkeit und
Neuheit können wir den Begriff der wissenschaftlichen
Kreativität definieren. In der psychologischen Forschung
wird Kreativität nämlich als menschliche Fähigkeit definiert,
Dinge zu tun, die neu und originell, gleichzeitig aber auch
nützlich sind (Amabile 1996; Sternberg 2003). In der Krea-
tivitätsdefinition sind die beiden Dimensionen Neuheit und
Anschlussfähigkeit somit enthalten. Stellt man diesen Ge-

danken in Form eines Koordinatensystems dar, dann finden
sich kreative Forschungsleistungen im rechten oberen Qua-
dranten. Auf der Achse „Anschlussfähigkeit” wird die Ver-
feinerung und Verbesserung des vorhandenen Wissens ab-
getragen. Die Achse „Neuheit” bezeichnet dagegen die
Suche nach grundsätzlich Neuem (Abbildung 1).
Gehen wir nun davon aus, dass neue Forschungsbeiträge –
wie die Theorien von Planck und Akerlof – anfänglich auf
Ablehnung stoßen, was der Bewertung „nicht anschluss-
fähig” durch die wissenschaftliche Fachgemeinschaft ent-
spricht, dann würden wir solche Forschungsbeiträge im lin-
ken oberen Quadranten verorten, und zwar solange bis ihre
Bedeutung zu einem späteren Zeitpunkt doch noch erkannt
wird und sie gewissermaßen in den rechten oberen Qua-
dranten „wandern”. Sofern solche Ideen aber nie als an-
schlussfähig erachtet werden, gehen sie der Forschung ver-
loren. Der rechte untere Quadrant stellt die „Mainstream-
Forschung” dar und beinhaltet all jene Forschungsarbeiten,
die im Rahmen anerkannter Theorien und Forschungspfade
zu vorhersagbaren und naheliegenden, nicht jedoch zu be-
sonders originellen Lösungen führen (Abbildung 1). Die Ein-
ordnung kreativer Forschung in das Koordinatensystem be-
antwortet noch nicht die Frage, in welchen Hinsichten kon-
krete Forschungsleistungen für den Forschungsprozess so-
wohl neu als auch anschlussfähig sind. Hierzu haben wir fünf
Typen kreativer Forschungsleistungen vorgeschlagen: (1)
Neue theoretische Konzepte, (2) Empirische Entdeckungen,
(3) Methodische Neuerungen, (4) Neue Forschungsinstru-
mente, (5) Synthese fragmentierter Ideen. Diese Kreativität-
stypologie haben wir mithilfe historischer Beispiele näher er-
läutert und in einem internationalen Forschungsprojekt em-
pirisch erprobt und validiert (Heinze et al. 2007, 2008).

22..  WWaacchhssttuumm  iinntteelllleekkttuueelllleerr  FFeellddeerr  
uunndd  KKrreeaattiivviittäätt

WWenn wir etwas über die konkreten Kontextbedingungen
kreativer Forschungsleistungen erfahren wollen, dann stellt
sich die Frage, welche Forschungsfelder hierfür ausgewählt
werden sollen. Aus der Organisationsforschung lässt sich
hierzu eine wichtige methodische Empfehlung ableiten, die
wir in unserer Arbeit genutzt haben. March (2007) hat dar-
auf hingewiesen, dass Wachstum eine wichtige Kontextbe-
dingung für die Entwicklung kreativer Ideen ist. In stark
wachsenden intellektuellen Feldern werden erstens mehr
neue Ideen hergestellt (mehr Variationen) und zweitens

TThhoommaass  HHeeiinnzzee

Förderliche  Kontextbedingungen  für  kreative  Forschung.
Ergebnisse  einer  empirischen  Studie

Thomas Heinze
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sind die Mechanismen zur Aussortierung origineller Ideen
schwächer (weniger Selektion). Umgekehrt gilt, dass in
Phasen der Stagnation originelle Ideen mit größerer Wahr-
scheinlichkeit aussortiert werden. 
Diese Überlegung ist für uns von Interesse, weil sich das
Wissenschaftssystem auf der Makroebene seit etwa drei
Jahrzehnten in einer Phase relativer Stagnation befindet,
die auch als steady state bezeichnet wurde (Ziman 1994).
In Deutschland beispielsweise stagnieren die öffentlichen
pro-Kopf FuE-Ausgaben bereits seit den frühen 1970er Jah-
ren; die privaten FuE-Ausgaben sanken gegen Ende der
1980er rapide ab und haben sich heute auf dem Niveau der
1970er Jahre stabilisiert (Kölbel 2002). Wissenschaft im
steady state heißt, dass neue Ideen, Themengebiete und
kreative Köpfe nur dann unterstützt werden können, wenn
Ressourcen an anderen Stellen abgezogen werden. 
Auf der Mesoebene des Wissenschaftssystems führt dies
dazu, dass viele Forschungsfelder schrumpfen, einige ihren
status quo sichern, aber nur wenige intellektuelle Felder
wachsen können. Wenn wir etwas über die konkreten Kon-
textbedingungen kreativer Forschungsleistungen erfahren
wollen, dann sollte die Analyse wachsender Felder folglich
besonders ertragreich sein. Aus diesem Grund haben wir
kreative Forschung in zwei stark wachsenden Feldern analy-
siert, nämlich Nanowissenschaft und Humangenetik (Hein-
ze et al. 2007, 2008). 

33..  IIddeennttiiffiikkaattiioonn  kkrreeaattiivveerr  FFoorrsscchheerrggrruuppppeenn
uunndd  AAnnaallyysseekkrriitteerriieenn

DDie zu untersuchenden Gruppen wurden anhand zweier
Indikatoren identifiziert. Erstens wurden in einer in Europa
und den USA durchgeführten schriftlichen Befragung meh-
rere hundert Wissenschaftler, Herausgeber von Fachzeit-
schriften und Persönlichkeiten in Förderorganisationen ge-
beten, bis zu drei besonders kreative Forschungsleistungen
der letzten zehn Jahre zu benennen und näher zu charakte-
risieren. Zweitens wurden Träger bedeutender wissen-
schaftlicher Preise identifiziert. Die beiden Datensätze wur-
den anschließend vereinigt, um die eigentliche Zielgruppe
identifizieren zu können, nämlich mehrfach nominierte

Wissenschaftler und Gruppen. Wir stützen uns auf Mehr-
fachnominationen, um sicherzustellen, dass es einen gewis-
sen Konsens sowohl über den Neuheitsgrad als auch über
die Anschlussfähigkeit der Arbeiten gibt. In Abbildung 1
befindet sich unsere Zielgruppe somit im rechten oberen
Quadranten.
Um die organisationalen und institutionellen Faktoren des
Arbeitsumfeldes dieser Forschergruppen besser zu verste-
hen, wurden 20 von insgesamt 76 identifizierten Gruppen
ausgewählt und im Rahmen detaillierter Fallstudien näher
untersucht. Jeweils zehn Fälle wurden in den USA und Eu-
ropa durchgeführt, fünfzehn davon in der Nanowissen-
schaft und fünf in der Humangenetik. Ein Fall beinhaltet ty-
pischerweise die Beschreibung der kreativen Forschungs-
leistung; eine umfassende Analyse zu Publikationen, Ar-
beitsgebieten, Organisationskontext, internen und exter-
nen Kooperationspartnern der Forschergruppe; sowie per-
sönliche Interviews mit dem Gruppenleiter, Gruppenmit-
gliedern und Kollegen anhand eines umfangreichen Frage-
bogens. Wir ordnen die zahlreichen organisationalen und
institutionellen Bedingungen danach, ob sie kreative For-
schung ermöglichen oder behindern. Das ist eine recht ein-
fache aber praktikable Unterscheidung, die vor allem das
empirische Material strukturieren hilft.
Der Analyse liegt ein Institutionenverständnis zugrunde,
dass vom einzelnen Wissenschaftler und seiner Gruppe aus-
geht und nach jenen Faktoren des Arbeitskontextes sucht,
die je nach Konstellation weniger oder stärker die wissen-
schaftliche Arbeit prägen. Gefragt wird also nicht, wie man
Wissenschaftler dazu ermuntert, kreativ zu sein. Vielmehr
setzen wir das von der Psychologie empirisch beschriebene
Charakterbild kreativer Menschen voraus (z.B. Sternberg
2003; Weinert 2000) und suchen nach den relevanten Kon-
textfaktoren, die zusammen die Gelegenheitsstruktur für
kreative Forschung ergeben.
Die zwanzig Fallstudien haben explorativen Charakter, um
in möglichst offener Weise relevante Faktoren und Einflüsse
zu ermitteln. Explorativ sind die Fallstudien vor allem des-
halb, weil es in der Literatur nur wenige empirisch gesättig-
te Aussagen zum vorliegenden Thema gibt. Allerdings kön-
nen aus der Literatur viele hilfreiche Anregungen entnom-
men werden (vgl. Hemlin et al. 2004; Burt 2004; Simonton
2004). Zu den aus der Literatur abgeleiteten Variablen
gehören auf der Gruppenebene die Zusammensetzung nach
Disziplinen und internationaler Herkunft, die Kommunika-
tionsmuster, Führungsverhalten, Mitarbeiterrekrutierung,
Bedarf an externer Expertise und Equipment; und auf der
Organisationsebene beispielsweie Struktur und Größe, Zen-
tralisierung von Entscheidungen, Finanzierungsquellen,
Forschungsmissionen. 

44..  KKuurrzzcchhaarraakktteerriissiieerruunngg  ddeerr  zzwwaannzziigg  
uunntteerrssuucchhtteenn  FFoorrsscchheerrggrruuppppeenn  

DDie ganze Komplexität der zwanzig Fallstudien soll hier
nicht wiedergegeben werden. Vielmehr werden ausgewähl-
te Aspekte präsentiert, die in Tabelle 1 überblickshaft zu-
sammengefasst sind. Hinsichtlich der fünf Kreativitätstypen
überwiegen die Kategorien 3 und 2, also methodische
Neuerungen und empirische Entdeckungen. Das ist sicher
kein Zufall, denn wir haben es in der Mehrzahl der Fälle mit
experimentell arbeitenden Laborgruppen zu tun. Die For-

Abbildung 1: Koordinatensystem für kreative Forschungs-
leistungen
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schungsleistungen wurden bei einem Drittel der Fälle einer
Kreativitätskategorie zugeordnet, bei zwei Dritteln dagegen
mehreren Kategorien. Beispielsweise lässt sich die Ent-
deckung von Oberflächenplasmonen auf künstlich struktu-
rierten Metalloberflächen eindeutig als neuer empirischer
Befund klassifizieren (Kat. 2). Demgegenüber beruht die
Herstellung des ersten Nanoröhrentransistors bei Raum-
temperatur sowohl auf neuen empirischen Beobachtungen
als auch einer methodischen Neuerung (Kat. 2/3). 
In zwei Dritteln der Fälle hat die untersuchte Forschergrup-
pe mehr als einen Forschungsdurchbruch hervorgebracht.
Diese Forschungsleistungen bauen entweder aufeinander
auf und repräsentieren eine Wissenskaskade, oder sie kom-
men dadurch zustande, dass die Gruppenleiter das For-
schungsfeld gewechselt haben. Bei allen untersuchten
Gruppen gehen dem Forschungsdurchbruch mehrjährige
Vorbereitungsphasen voraus. Wenn es sich dabei um ein
frühes Karrierestadium des Gruppenleiters handelt, dauern
diese Phasen im Durchschnitt etwa halb so lang wie in
einem späteren Karrierestadium. Eine zusammenfassende
Übersicht findet sich in Tabelle 1.

55..  FFöörrddeerrlliicchhee  KKoonntteexxttbbeeddiinngguunnggeenn  ffüürr  
kkrreeaattiivvee  FFoorrsscchhuunngg

HHerkunftskontext der Forschungsdurchbrüche sind in mehr
als der Hälfte aller Fälle Universitäten, bei einem Fünftel han-
delt es sich um Kombinationen universitärer und außeruni-
versitärer Institute bzw. Krankenhäuser. Auffällig und uner-
wartet ist die Tatsache, dass ein weiteres Fünftel der unter-
suchten Gruppen in Grundlagenlabors großer Industrieunter-
nehmen arbeiten. Nun stellt sich die Frage, welche konkre-
ten Umfeldfaktoren in den unterschiedlichen organisationa-
len Kontexten einen Einfluss auf kreative Forschung haben.

Kreative Gruppen sind klein. Die untersuchten Fälle bele-
gen, dass kreative Forschung nicht in großen, sondern in
kleinen Gruppen durchgeführt wird.  Solche Gruppen be-
stehen anfänglich zumeist aus dem Gruppenleiter und
einem Doktoranden, und sie wachsen typischerweise nicht
über die Schwelle von 6-8 Wissenschaftlern hinaus. Dies
hat mehrere Vorteile. Beispielsweise bleiben die Gruppen-
leiter aktiv in die Forschung eingebunden und können auf-
grund ihrer Erfahrung der Gruppe wichtige inhaltliche An-
stöße geben. Gleichzeitig wird die Herausbildung hierarchi-
scher Strukturen verhindert, so dass die Gruppe zeitnah auf
Entwicklungen im wissenschaftlichen Umfeld reagieren
kann. Schließlich entwickeln sich effektive Lehrer-Schüler-
Beziehungen, was die Produktivität und Dynamik der Grup-
pen erhöht. Leiter kreativer Gruppen haben eine For-
schungsvision und geben Nachwuchswissenschaftlern indi-
viduellen Freiraum. Die meisten Gruppenleiter haben eine
Vision davon, wohin sich die Forschung mittel- und lang-
fristig entwickeln soll. Unter der Vision ist ein Relevanzhori-
zont zu verstehen, der die Entfaltung signifikanter For-
schungsfragen strukturiert. Weiterhin ist zu beobachten,
dass die erfolgreiche Umsetzung der Vision davon abhängt,

ob es den Leitern gelingt, ganz bestimmte fachliche oder
methodische Kompetenzen zu rekrutieren oder aber im
Labor selbst aufzubauen. Da in der Forschungsvision nicht
vorab festgelegt ist, welche Themen von wem wie abzuar-
beiten sind, geben die Leiter ihren Mitarbeitern sehr viel in-
dividuellen Freiraum bei der Gestaltung ihrer Arbeit. Die
Rekrutierung passender Gruppenmitglieder und die Förde-
rung individuellen Freiraums zusammen fördern produkti-
ves Arbeiten unter dem Dach einer Orientierung stiftenden
Forschungsvision. Forschergruppen benötigen eine Organi-
sation als Umwelt, die komplementäre Vielfalt bereithält.
Die untersuchten Fälle dokumentieren, wie wichtig es für

Tabelle 1: Zusammenfassung der 20 Fallstudien
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spezialisierte Wissenschaftler sein kann, auf Wissen, Mate-
rialien und Instrumente räumlich benachbarter Gruppen
zugreifen zu können, um Wissensfortschritte zu erzielen.
Beispielsweise benötigen theoretisch orientierte Gruppen
experimentell gewonnene Anwendungsfälle und Daten zur
Weiterentwicklung ihrer Modelle und Simulationen. Expe-
rimentalgruppen sind wiederum auf Materialproben ange-
wiesen, die sie weder in ihren eigenen Labors herstellen
noch von spezialisierten Unternehmen beziehen können.
Als besonders effektiv erweisen sich hier die Grundlagenla-
bors der Industrie mit ihrer relativ eng fokussierten Band-
breite sich einander ergänzender Forschungskompetenzen.
Wichtig sind neben einer guten intellektuellen und materi-
ellen Infrastruktur aber auch räumliche und soziale Arran-
gements für spontane multidisziplinäre Kontakte, aus
denen kognitive Anregungen hervorgehen, beispielsweise
gemeinsame Laborräume, Kantinen oder fachübergreifende
Kolloquien. 
Forschergruppen benötigen flexibel einsetzbare Finanzmit-
tel. Die untersuchten Gruppen stoßen in ihrem Arbeitskon-
text auf vielfältige Hindernisse bei der Realisierung ihrer
Forschungspläne. Beispielsweise standen nicht immer die
gesuchten komplementären Ressourcen in der Organisation
zur Verfügung. 
Auch konnten in mehreren Fällen die zum Durchbruch
führenden Projekte nicht problemlos anfinanziert werden.
Daher spielen jene Mittel eine wichtige Rolle, die ohne
großen Verwaltungs- und Begründungsaufwand für die For-
schung eingesetzt werden können, beispielsweise um Rei-
sen zu finanzieren, um Doktoranden Aufenthalte in Labo-
ren räumlich entfernter Gruppen zu ermöglichen, oder auch
um Ideen bis zu einer gewissen Reife zu bringen. Zu solchen
flexibel verwendbaren Finanzmitteln zählen institutionelle
Grundfinanzierung, großzügige Mehrjahresstipendien und
Gelder aus Programmen zur Förderung risikobehafteter For-
schung. Unsere Fälle belegen zudem, dass „institutionelle
Unternehmer” (DiMaggio 1988) eine wichtige Rolle spie-
len, wenn es darum geht, flexible Ressourcen organisa-
tionsintern zu mobilisieren. In unseren Fällen waren dies
sowohl die Gruppenleiter selbst oder aber ihre Verbünde-
ten im Management der Organisation.
Zusammenfassend sind somit folgende Faktoren von her-
ausgehobener Bedeutung für kreative Forschung: kleine
Gruppen, Existenz von Forscherpersönlichkeiten mit Vision,
individueller Freiraum für den Forschernachwuchs, Fehlen
von Hierarchie, kognitiv stimulierendes Organisationsum-
feld, flexibel einsetzbare finanzielle Ressourcen. 
In aller Regel treten diese Einflussfaktoren zusammen auf.
Es handelt sich also nicht um singuläre Einflussgrößen, son-
dern um Verbundfaktoren, die sich wechselseitig bedingen
und verstärken. 
So lässt sich beispielsweise ein produktives Lehrer-Schüler-
Verhältnis viel effektiver in kleinen Gruppen organisieren,
in denen Gruppenleiter und Doktoranden im Labor zusam-
menarbeiten und voneinander lernen. Ebenso wird ein Or-
ganisationsumfeld kognitiv umso mehr stimulieren, je mehr
Forscherpersönlichkeiten von Rang und Namen dieses be-
völkern. Andersherum gilt aber auch, dass der Raum für
kreative Forschung schrumpft, wenn die verfügbaren Res-
sourcen in Fünfjahresplänen großer Institute zu festen Bud-
getgrößen versteinern. 

66..  SScchhlluussssffoollggeerruunnggeenn  ffüürr  HHoocchhsscchhuull-
mmaannaaggeemmeenntt  uunndd  WWiisssseennsscchhaaffttssppoolliittiikk

WWas lässt sich aus den Befunden unserer Studie für das Ma-
nagement von Hochschulen und Forschungseinrichtungen
lernen, und welche Implikationen ergeben sich für die Wis-
senschaftspolitik?  
Priorisierung von Forschungsthemen. Die seit mehreren
Jahrzehnten andauernde relative Ressourcenstagnation im
Wissenschaftssystem hat dazu geführt, dass über das
Schrumpfen oder Wachsen von Forschungsfeldern in büro-
kratischen Prozessen der Themenpriorisierung entschieden
wird. Symptome hierfür sind jene Instrumente und Mecha-
nismen, die Umverteilungen zwischen Forschungsfeldern
ermöglichen und legitimieren. Hierzu zählen die zuneh-
mende zeitliche Befristung von Forschungsprojekten und
Arbeitsverträgen von Wissenschaftlern; der steigende An-
teil von Ressourcen, die auf der Basis von peer review-Pro-
zessen vergeben werden; aufwändige Leistungskontrollen
in Form von Evaluationsverfahren; und die stärkere institu-
tionelle Differenzierung der universitären Forschung von
der Lehre. Das neue Steuerungsmodell für Hochschulen –
Forschungsrankings, Evaluationsagenturen, Drittmittelindi-
katoren – dies alles sind Facetten des neuen institutionellen
Systems der steady-state science auf der Mesoebene kon-
kreter Forschungsfelder und Forschungseinrichtungen (Jan-
sen et al. 2007a). 
Im Zuge unserer Untersuchung sind wir mehrfach auf Bele-
ge gestoßen, dass Priorisierungsprozesse einseitig jene Kräf-
te stärken, die originelle und kreative Ideen aussortieren.
Erstens stärkt der zunehmende Rückgriff auf peer review
bei der Ressourcenallokation vor allem die disziplinäre For-
schung. Zweitens werden Schwerpunktprogramme von
Förderorganisationen häufig erst zu einem Zeitpunkt aufge-
legt, wenn Forschungsdurchbrüche in der Umwelt des Wis-
senschaftssystems Aufmerksamkeit hervorrufen. Förderein-
richtungen stehen selbst unter Legitimationsdruck, und
deshalb springen sie auf den bereits fahrenden Zug auf und
investieren ihr Geld dort, wo andere auch Geld investieren.
Aufgrund der erheblichen zeitlichen Verzögerung, mit der
diese Programme auf neueste wissenschaftliche Entwick-
lungen zwangsläufig nur reagieren können, spiegeln sie
häufig nicht die aktuellen Forschungsprioritäten des intel-
lektuellen Feldes wider, und sie wecken häufig auch noch
unrealistische Erwartungen über den möglichen gesell-
schaftlichen Nutzen der Forschung. Ganz ohne forschungs-
politische Prioritätsvorgaben geht es nicht im Regime der
steady-state science, das steht außer Frage. Allerdings muss
eine Diskussion darüber geführt werden, wie hoch der An-
teil der Ressourcen sein sollte, der über thematische Vorab-
entscheidungen (sowohl wissenschaftsintern als auch -ex-
tern) verteilt wird. Die DFG schüttet beispielsweise 58%
ihrer Mittel in koordinierten Programmen aus, während
36% auf Anträge im Normalverfahren und 5% auf die direk-
te Nachwuchsförderung entfallen (DFG 2006).
Evaluationsverfahren. Eine eng mit der Ressourcenstagna-
tion im Wissenschaftssystem verbundene Folge ist der ge-
wachsene Evaluierungs- und Legitimationsdruck auf For-
schungseinrichtungen und Wissenschaftler. Dies hat zu
einer bürokratischen Zusatzbelastung geführt, die häufig im
Widerspruch zu kreativer Forschung steht. Bereits in den
Drittmittelanträgen müssen heute detaillierte Arbeitspläne
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Die Grundlagenlabors der Industrie haben hier langezeit
einen Standortvorteil gehabt, denn in ihnen wurden sich
einander ergänzende Forschungskompetenzen erfolgreich
gebündelt. Da es viele dieser erfolgreichen Industrielabors
mittlerweile nicht mehr gibt, sollte eine Diskussion darüber
geführt werden, ob und in welcher Weise öffentlich finan-
zierte Forschungseinrichtungen von den Organisationsprin-
zipien solcher Grundlagenlabors der Industrie lernen kön-
nen.

LLiitteerraattuurrvveerrzzeeiicchhnniiss

Amabile, T.M. (1996): Creativity in Context: Update to the Social Psycholo-
gy of Creativity. Boulder.

Burt, R.S. (2004): Structural holes and good ideas. American Journal of So-
ciology 110. pp. 349–399.

DiMaggio, P. (1988): Interest and agency in institutional theory. In: Zucker,
L. (ed.), Institutional patterns and culture, Cambridge, MA, pp. 3–22.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (2006): Förder-Ranking 2006. Institutio-
nen – Regionen – Netzwerke. DFG-Bewilligungen und weitere Basisda-
ten öffentlich geförderter Forschung, Bonn.

Hage, J. (2006): Radical Innovation and Institutional Change: French Biome-
dicine, pp. 1888-1919. In: Annual Meeting of AAAS.

Heinze, T./Shapira, P./Senker, J./Kuhlmann, S. (2007): Identifying creative
research accomplishments: Methodology and results for nanotechnolo-
gy and human genetics. In: Scientometrics 70, pp. 125–152.

Heinze, T. (2008): How to Sponsor Ground-Breaking Research: A Compari-
son of Funding Schemes. In: Science & Public Policy (im Erscheinen).

Heinze, T./Shapira, P./Rogers, J./Senker, J. (2008): Research Creativity. An
Exploration of Pathbreaking Science. In:  Research Policy (im Erschei-
nen).

Hemlin, S./Martin, B.R./Allwood, C.M. (eds.) (2004): Creative knowledge
environments. The Influences on Creativity in Research and Innovation.
Cheltenham.

Hollingsworth, R. (2002): Research organizations and major discoveries in
twenthieth-century science: A case of excellence in biomedical research.
Berlin  WZB Discussion Paper pp. 02-003.

Jansen, D. et al. (2007a): Rahmenbedingungen für eine leistungsfähige öf-
fentlich finanzierte Forschung. Forschungspolitische Thesen der For-
schergruppe „Governance der Forschung” anlässlich der Tagung „Neue
Governance für die Forschung”. Berlin, 14. und 15. März 2007.

Jansen, D. et al. (2007b): Drittmittel als Performanzindikator der wissen-
schaftlichen Forschung. Zum Einfluss von Rahmenbedingungen auf For-
schungsleistung. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycho-
logie 59, S. 125-149.

Jansen, D. (ed.) (2007): New Forms of Governance in Research Organiza-
tions. From Disciplinary Theories towards Interfaces and Integration.
Dordrecht.

Kölbel, M. (2002): Wachstum der Wissenschaftsressourcen in Deutschland
1650-2000. In: Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 25, S. 1-23.

Krücken, G./Meier, F. (2006): Turning the University into an Organizational
Actor. In: Drori, G./Meyer, J./Hwang, H. (eds.), Globalization and Orga-
nization, Oxford, pp. 241-257.

Luhmann, N. (1992): Die Wissenschaft der Gesellschaft. Frankfurt/M.
March, J.G. (1991): Exploration and Exploitation in Organizational Learning.

In: Organization Science 2, pp. 71-87.
March, J.G. (2007): The Study of Organizations and Organizing Since 1945.

In: Organization Studies 28, pp. 9-19.
Pelz, D.C./Frank M.A.(1966): Scientists in Organizations. Productive Clima-

tes for Research and Development. New York.
Simonton, D.K. (2004): Creativity in Science. Change, Logic, Genius, and

Zeitgeist. Cambridge.
Sternberg, R.J. (2003): Wisdom, Intelligence, and Creativity Synthesized.

Cambridge.
Weinert, F.E. (2000): Individuelle Kreativität und kollektives Ergebnis. In:

Der Architekt 48, S. 24-31.
Whitley, R. (2000): The Intellectual and Social Organization of the Sciences,

2nd  edition. Oxford.
Ziman, J. (1994): Promotheus Bound. Science in a Dynamic Steady State.

Cambridge.

vorgelegt und wahrscheinliche Arbeitsergebnisse benannt
werden. Die Rechenschaftspflichten umfassen dann Zwi-
schenberichte zur Dokumentation einzelner Arbeitspakete,
Management-Berichte und Nachweise über die geleisteten
Arbeitsstunden. In mehreren der von uns untersuchten Fälle
spielten demgegenüber flexibel einsetzbare Ressourcen eine
zentrale Rolle bei der Realisierung von Forschungsdurch-
brüchen. Und dies sind Mittel, die ohne großen Verwal-
tungs- und Begründungsaufwand so für die Forschung ein-
gesetzt werden können, wie es die Gruppenleiter für richtig
befinden. Solche flexiblen Mittel sind aber ausgesprochen
knapp. Erstens, weil die institutionelle Grundfinanzierung
seit Jahren rückläufig ist. Zweitens, weil die Finanzierung
von Nachwuchsgruppen und die Ausschüttung großzügig
angelegter Preisgelder nur eine untergeordnete Rolle bei
Förderorganisationen spielen (Heinze 2007). 
Es gilt daher, in der Wissenschaftspolitik ein Bewusstsein
dafür zu schaffen, dass gerade unter dem Regime der stea-
dy-state science Finanzierungsformen entwickelt werden
müssen, die den Anforderungen besonders kreativer Wis-
senschaftler und ihrer Forschergruppen gerecht werden. In
diesem Zusammenhang könnte die zunehmende interne
Organisationsfähigkeit der Universitäten ein positives Sig-
nal sein (Krücken/Meier 2006). Universitätsleitungen kön-
nen heute effektiver die Kontextbedingungen für „ihre“
Wissenschaftler gestalten als noch vor zwanzig Jahren.
Durch die Abschaffung des Hochschulrahmengesetzes wird
zudem die Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Univer-
sitätsleitungen stärker als zuvor in einen Wettbewerb um
die besten Köpfe und damit um die besten Forschungsrah-
menbedingungen treten. 
Drittmittelfinanzierung und Exzellenzcluster. Unsere Studie
hat Belege dafür zusammen getragen, dass ein stimulieren-
der wissenschaftlicher Arbeitskontext zahlreiche Gelegen-
heiten zum fruchtbaren Austausch bietet, auch über die
etablierten Fachgrenzen hinweg. Dagegen wird kreative
Forschung geschwächt, wenn die Forschergruppen zu groß
und hierarchisch organisiert sind. Die weitgehende Umstel-
lung der Forschungsfinanzierung auf Drittmittelprojekte ist
in diesem Zusammenhang ein mögliches Kreativitätshinder-
nis. Denn erfolgreiche Forschergruppen können in Syste-
men mit hohem Drittmittelanteil besonders schnell wach-
sen. Dieser Belohnungsmechanismus steht aber im Konflikt
mit der Tatsache, dass Forschungsdurchbrüche in der Regel
auf die Arbeit von kleinen bis sehr kleinen Gruppen zurück-
gehen. Zurecht wird daher vor der unreflektierten Verwen-
dung von Drittmittelindikatoren als Performanzmaß ge-
warnt (Jansen et al. 2007b). Es gilt daher, den Zusammen-
hang von Gruppengröße und Forschungsdurchbrüchen im
Bewusstsein von Wissenschaftsmanagern und Forschungs-
politikern zu etablieren. 
Auch die Konzentration knapper Forschungsressourcen auf
wenige Standorte ist in diesem Zusammenhang kritisch zu
beurteilen. Denn die schiere Größe des Arbeitsumfelds ver-
bessert nicht direkt die Arbeitsmöglichkeiten von Forscher-
gruppen. Die Ergebnisse unserer Studie legen vielmehr
nahe, dass die – in einem weiten Sinne verstandene – Kom-
plementarität der Forschergruppen entscheidend dafür ist,
dass sich heterogenes Wissen fruchtbar verbindet. Anstatt
das Augenmerk nur darauf zu richten, möglichst große Clus-
ter und Standorte zu errichten, kommt es auf eine Verknüp-
fung von kritischer Masse und komplementärem Wissen an.

Dr.  Thomas  Heinze,  wissenschaftlicher Mitarbei-
ter, School of Management and Governance, Uni-
versity of Twente. E-Mail: t.heinze@utwente.nl
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IInn  ddeerr  LLiitteerraattuurr  zzuumm  HHoocchhsscchhuullmmaannaaggeemmeenntt  bbiillddeenn  TThheemmeenn
wwiiee  eettwwaa  vveerräännddeerrttee  LLeeiittuunnggssssttrruukkttuurreenn,,  HHoocchhsscchhuullrräättee  ooddeerr
ZZiieellvveerreeiinnbbaarruunnggeenn  ddeenn  SScchhwweerrppuunnkktt..  IInnssoowweeiitt  wweerrddeenn  ddiiee
iinntteerrnnee  GGoovveerrnnaannccee  ddeerr  HHoocchhsscchhuulleenn  uunndd  iihhrr  vveerräännddeerrtteess
VVeerrhhäällttnniiss  zzuumm  SSttaaaatt  bbeettrraacchhtteett  ((vvggll..  ddiiee  BBeeiittrrääggee  iinn  HHaannfftt
22000044))..  MMiitt  ddiieesseenn  aamm  NNeeww  PPuubblliicc  MMaannaaggeemmeenntt  oorriieennttiieerrtteenn
RReeffoorrmmeenn  ssiinndd  iinn  ddeerr  uunniivveerrssiittäärreenn  FFoorrsscchhuunngg  aabbeerr  ddaarrüübbeerr
hhiinnaauussrreeiicchheennddee  KKoonnsseeqquueennzzeenn  vveerrbbuunnddeenn..  DDiiee  GGrruunnddffiinnaann-
zziieerruunngg  ssiinnkktt  ooddeerr  iisstt  bbeesstteennffaallllss  kkoonnssttaanntt,,  ssoo  ddaassss  DDrriittttmmiitttteell
vviieellffaacchh  nniicchhtt  mmeehhrr  SSaahhnneehhääuubbcchheenn,,  ssoonnddeerrnn  ccoonnddiittiioo  ssiinnee
qquuaa  nnoonn  ddeerr  FFoorrsscchhuunngg  ssiinndd  ((DDFFGG  22000077))..  GGlleeiicchhzzeeiittiigg  eerrhhööhhtt
ddiiee  EEiinnffüühhrruunngg  lleeiissttuunnggssoorriieennttiieerrtteerr  AAnnrreeiizzmmooddeellllee  ffüürr  FFoorr-
sscchheerr  wwiiee  OOrrggaanniissaattiioonneenn  ddeenn  KKoonnkkuurrrreennzzddrruucckk  uunndd  fföörrddeerrtt
dduurrcchh  eennttsspprreecchheennddee  IInnddiikkaattoorreenn  ddiiee  vveerrmmeehhrrttee  EEiinnwweerrbbuunngg
eexxtteerrnneerr  MMiitttteell..  MMiitt  ddeemm  EEiinnwweerrbbeenn  vvoonn  DDrriittttmmiitttteellnn  kkaauufftt
mmaann  ssiicchh  aabbeerr  ––  aauuss  ddeerr  PPeerrssppeekkttiivvee  ddeerr  WWiisssseennsscchhaaffttlleerr  uunndd
FFoorrsscchhuunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn  ffoorrmmuulliieerrtt  ––  iimmmmeerr  aauucchh  eexxtteerrnnee
GGoovveerrnnaannccee  eeiinn..  ÖÖffffeennttlliicchhee  FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerreerr  nneehhmmeenn
nnäämmlliicchh  üübbeerr  VVeerrffaahhrreenn  uunndd  SSttaannddaarrddss  ddeerr  VVeerrggaabbee,,  aabbeerr
aauucchh  tthheemmaattiisscchhee  wwiiee  aaddmmiinniissttrraattiivvee  VVoorrggaabbeenn,,  ddiiee  mmiitt  ddeerr
kkoonnddiittiioonniieerrtteenn,,  pprrooggrraammmmoorriieennttiieerrtteenn  VVeerrggaabbee  vvoonn  FFoorr-
sscchhuunnggssfföörrddeerrmmiitttteellnn  vveerrbbuunnddeenn  ssiinndd,,  EEiinnfflluussss  aauuff  ddiiee  FFoorr-
sscchhuunngg  ((TTrruuttee  11999988))..  DDiiee  VVeerrssttäärrkkuunngg  ddeess  WWeettttbbeewweerrbbss  ffüühhrrtt
aallssoo  ggeerraaddee  zzuussaammmmeenn  mmiitt  eeiinneerr  SSttäärrkkuunngg  ddeerr  MMaannaaggeemmeenntt-
sseellbbssttvveerrwwaallttuunngg  iinn  ddeenn  UUnniivveerrssiittäätteenn  zzuu  eeiinneerr  ÖÖffffnnuunngg  ffüürr
eexxtteerrnnee  GGoovveerrnnaannccee..  FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerruunngg  aallss  eeiinn  wweesseennttllii-
cchheerr  MMeecchhaanniissmmuuss  ddeerr  eexxtteerrnneenn  GGoovveerrnnaannccee  iisstt  ddaahheerr  aauucchh
ffüürr  ddaass  HHoocchhsscchhuullmmaannaaggeemmeenntt  eeiinn  TThheemmaa..  DDiieesseerr  BBeeiittrraagg
ffrraaggtt  nnaacchh  ddeemm  eeuurrooppääiisscchheenn  EEiinnfflluussss  aauuff  nnaattiioonnaallee  FFoorr-
sscchhuunnggssfföörrddeerroorrggaanniissaattiioonneenn..  DDaazzuu  wweerrddeenn  zzuunnääcchhsstt  ddiiee  RRaahh-
mmeennbbeeddiinngguunnggeenn  ddeess  EEuurrooppääiisscchheenn  FFoorrsscchhuunnggssrraauummss  sskkiizz-
zziieerrtt  uunndd  aannsscchhlliieeßßeenndd  eexxeemmppllaarriisscchh  ddiiee  eeuurrooppääiisscchheenn  NNeettzz-
wweerrkkee  ddeerr  nnaattiioonnaalleenn  FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerreerr  ddaarrggeesstteelllltt..  AAbb-
sscchhlliieeßßeenndd  iisstt  nnaacchh  ddeenn  KKoonnsseeqquueennzzeenn  ffüürr  ddaass  HHoocchhsscchhuullmmaa-
nnaaggeemmeenntt  zzuu  ffrraaggeenn..

11..  DDeerr  EEuurrooppääiisscchhee  FFoorrsscchhuunnggssrraauumm  aallss  
FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerrvveerrbbuunndd

MMachen schon die Veränderungen der universitären Gover-
nance die Forschungsförderung für das Hochschulmanage-
ment interessanter, so kommen neuerdings noch weitere Tur-
bulenzen in’s Spiel, weil gleichzeitig die jahrzehntelang stabil
gebliebenen Strukturen der Forschungsförderung nunmehr
einem äußerst dynamischen Entwicklungsprozess unterliegen.
Auf nationaler Ebene hat die Exzellenzinitative die Hochschu-
len und besonders deren Strategiefähigkeit herausgefordert.

Erhebliche Veränderungen ergeben sich jedoch ebenso unter
europäischem Einfluss – auch jenseits des Europäischen For-
schungsrats, der große öffentliche Beachtung gefunden hat.
Im Mittelpunkt dieses Beitrags steht dabei die Verbindung
zwischen der Kommission und den nationalen Forschungsför-
derern und Forschungsförderprogrammen, die zur Entstehung
von europäischen Verbünden der Forschungsförderorganisa-
tionen führt. Das bleibt nicht ohne Rückwirkungen auf die
nationale Forschungsförderung. So heißt es in der jüngst er-
schienenen Strategieschrift der DFG: „Ebenso deutlich, aber
in ihren Folgen weniger absehbar, ist die Notwendigkeit,
auch die Mechanismen der Förderung zu internationalisieren.
(...) Die DFG betreibt die Konvergenz der Fördersysteme
dabei international auf verschiedenen Ebenen: bi- und multi-
lateral, im unmittelbaren Verbund mit Schwesterorganisatio-
nen und auf Plattformen wissenschaftlicher Selbstverwaltung
oder quasi-staatlicher Prägung. Einige Entwicklungen in die-
sem sehr dynamischen und komplexen Zusammenhang wer-
den die Deutsche Forschungsgemeinschaft absehbar verän-
dern. So wird bereits jetzt mit schnell wachsender Tendenz
der nationale Auftrag der DFG im europäischen Kontext er-
füllt“ (DFG 2007, S. 20). Gerade hat die Kommission in ihrem
Grünbuch zum Europäischen Forschungsraum noch einmal
die Absicht bekräftigt, die nationalen Forschungsförderpro-
gramme und damit die Forschungsförderorganisationen stär-
ker zu integrieren (Europäische Kommission 2007). Mit einer
stärkeren Integration und Koordinierung der nationalen For-
schungsförderprogramme als Element des Europäischen For-
schungsraums (vgl. zu Geschichte und Konzept ausführlich de
Elera 2006; Europäische Kommission 2000, 2007) soll daher
unter anderem ein Binnenmarkt der Forschung entstehen, mit
dem ein europäischer Markt der Forschungsgelder einher-
geht. Diese Integration muss die Gemeinschaft – aufgrund
ihrer begrenzten Kompetenzen sowie der Besonderheiten der
Forschungspolitik – mithilfe von Wettbewerbs- und Koopera-
tionsmechanismen anzielen. Eine stärkere Vergemeinschaf-
tung der Forschungspolitik betrachten viele Mitgliedsstaaten
– ebenso wie in der Hochschulpolitik – mit Skepsis (zur Hoch-
schulpolitik vgl. Corbett 2005; Gornitzka 2007). Die for-
schungspolitischen Kompetenzen in den Artikeln 163ff. des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
(EGV) sind daher auch begrenzt. Die Rechtsetzungskompe-

AArrnnee  PPiillnniiookk

Auf  dem  Weg  zu  einem  europäischen  
Forschungsförderverbund?
Zur Governance der Vergemeinschaftung 
der Forschungsförderung*

Arne Pilniok

* Der Beitrag ist im Rahmen des DFG-Projektes „Der Einfluss externer Go-
vernance auf die Regelungsstrukturen universitärer Forschung“ – Teilpro-
jekt der DFG-Forschergruppe 517 „Governance der Forschung“ – entstan-
den. Ich danke Prof. Dr. Hans-Heinrich Trute, Doris Kühlers, Judith Brock-
mann und Roland Broemel herzlich für zahlreiche kritische Hinweise.
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tenz der Gemeinschaft beschränkt sich im Wesentlichen auf
ihr zentrales Finanzierungsinstrument, das Forschungsrah-
menprogramm. Normen, etwa im Sinne eines europäisches
„Hochschulrahmengesetzes“, die Einfluss auf die Organisation
der Universitäten nehmen, kann die Gemeinschaft dagegen
nicht erlassen. Daneben enthält der EGV – in Reaktion auf
alte Forderungen nach einer stärkeren Koordinierung (Dah-
rendorf 1973, S. 8) – eine Koordinierungskompetenz der Ge-
meinschaft. Art. 165 EGV sieht vor, dass die Gemeinschaft
und die Mitgliedsstaaten ihre Tätigkeiten im Bereich der For-
schung koordinieren, um Kohärenz zwischen nationalen und
gemeinschaftlichen Politiken zu erzielen. Dies beinhaltet ins-
besondere auch die Koordinierung der Forschungsförderpro-
gramme und der Förderorganisationen. Dazu kann die Kom-
mission alle Initiativen ergreifen, die diesen Koordinierungs-
auftrag fördern, aber auch hier enthält der EGV keine Recht-
setzungskompetenz der Gemeinschaft (Trute 2003: Art. 165
Rn. 3). Eine Europäisierung durch Harmonisierung, also mit-
tels der community method of integration, kann daher man-
gels Kompetenzen nicht verwirklicht werden.
Diese Kompetenzlage in der Forschungspolitik kompensiert
die Gemeinschaft durch verschiedene Wettbewerbs- und Ko-
operationsmechanismen. Dabei strebt die Gemeinschaft eine
Form der Zusammenarbeit an, die – so die These – sich als
Forschungsförderverbund beschreiben lässt. Dieser soll eine
europäische Überformung der Standards und Themen natio-
naler Forschungsförderung bewirken. Insofern wird begrifflich
an die rechts- und verwaltungswissenschaftliche Diskussion
um die Entstehung eines Europäischen Verwaltungsverbun-
des angeknüpft, was in verschiedenen Sektoren wie etwa der
Strukturfonds oder den Netzwirtschaften zur Entstehung von
horizontal und vertikal verknüpften Strukturen zwischen ge-
meinschaftlichen und mitgliedsstaatlichen Akteuren führt
(Schmidt-Aßmann/Schöndorf-Haubold 2005; Trute 2006: Rn.
102ff.). Diese These ließe sich auf verschiedenen Ebenen
näher exemplifizieren. Hier soll allerdings nur ein Ausschnitt
daraus näher betrachtet werden, nämlich die horizontale und
vertikale Verknüpfung der Forschungsförderorganisationen
mit der Gemeinschaft.1

22..  EEuurrooppääiisscchhee  NNeettzzwweerrkkee  ddeerr  
FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerreerr  aallss  EElleemmeenntt  ddeess  
FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerrvveerrbbuunnddeess

IIm – erstmals am Konzept des Europäischen Forschungs-
raums ausgerichteten – 6. und verstärkt im 7. Forschungsrah-
menprogramm wird die Einrichtung themen- und problemo-
rientierter Netzwerke2 von nationalen Forschungsförderein-
richtungen durch ein wettbewerbliches Verfahren mit finanzi-
ellen Anreizen befördert (ERA-Net).3

22..11  VViieellee  AAkktteeuurree  fföörrddeerrnn  ddiiee  FFoorrsscchhuunngg
Eine verstärkte europäische Koordinierung der nationalen
Forschungsförderung steht aber zunächst vor den Besonder-
heiten des Sachbereichs. In anderen Politikfeldern gibt es
meist eine zuständige Verwaltungseinheit je Mitgliedsstaat,
so dass europäische Gruppen nationaler Behörden dann ein
nahe liegendes Mittel sind, um eine Vernetzung nationaler
Behörden mit der Kommission herzustellen (etwa in der Bil-
dungsverwaltung, vgl. Gornitzka 2007, S. 16 oder der Tele-
kommunikationsregulierung, vgl. Trute/Denkhaus/Kühlers

2004, S. 462f.). Dagegen ist die Szene der Forschungsförderer
durch die hohe Zahl und Heterogenität der Akteure geprägt:
Hinter den öffentlichen Forschungsförderern verbirgt sich
eine ganze Bandbreite an Organisationen, die sich jeweils in
Funktion, Zielen und Organisation deutlich unterscheiden.
Diese reicht von Ministerien und ihren Projektträgern (dazu
Trute 1994, S. 614ff.) einerseits über strategisch orientierte
Förderagenturen bis hin zu wissenschaftsgesteuerten Förde-
rorganisationen wie der DFG anderseits, die als Intermediäre
zwischen Wissenschaft, Politik und Gesellschaft vermitteln
(vgl. zur Typologie Braun 1998). Für die öffentlichen For-
schungsförderer kennzeichnend ist daher auch die Verselb-
ständigung von Verwaltungseinheiten und die Einbeziehung
privatrechtlich verfasster Organisationen in die Forschungs-
förderung (Schmidt-Aßmann 2004, S. 132).

22..22  AAnnggeerreeiizztteerr  WWeettttbbeewweerrbb  ddeerr  FFoorrsscchhuunnggssfföörrddeerreerr
Die Einrichtung der Netzwerke ist in die üblichen Ausschrei-
bungs- und Vergabeverfahren des Forschungsrahmenpro-
gramms eingebunden. In einem mehrstufigen Verfahren, das
der Kommission in der Konkretisierung erheblichen Raum
lässt, wird die Allokation der zu vergebenden Finanzmittel auf
Themen und Förderformen geplant. Deren Vergabe erfolgt
dann durch Ausschreibungen. Insoweit wird durch die Aus-
schreibung der ERA-Net-Programmlinie ein angereizter Wett-
bewerb der öffentlichen Forschungsfördereinrichtungen um
europäische Mittel geschaffen. Die Kommission übernimmt
zunächst die Koordinationskosten der Netzwerke und sub-
ventioniert damit, ökonomisch gesprochen, gezielt einen Teil
der Transaktionskosten. Die Anreizwirkung dürfte – anders als
beim Wettbewerb der Forschergruppen um Forschungsmittel
– freilich weniger in den zusätzlichen finanziellen Mitteln,
sondern eher in den strategischen Optionen liegen, die sich
den jeweiligen Forschungsfördereinrichtungen bieten. Das
macht etwa die Strategie des österreichischen Wissenschafts-
fonds zur Beteiligung am ERA-Net-Programm deutlich (FWF
2006). Dort wird argumentiert, dass eine kritische Masse an
Exzellenz vielfach nur in Interaktion mit ausländischen Part-
nern geschaffen werden könne und der Internationalisie-
rungsprozess der Wissenschaft daher durch organisatorische
Maßnahmen voranzutreiben sei. Damit wird auch einer Eu-
ropäisierung und Internationalisierung des Forschungssys-
tems Rechnung getragen, da die Kommunikationen des Wis-
senschaftssystems – wenn auch mit erheblichen disziplinspe-
zifischen Unterschieden – sich immer weniger an national-
staatlichen Grenzen orientiert (vgl. auf Europa bezogen Stich-
weh 2000 und von Bogdandy 2006; in globaler Perspektive
Stichweh 2003; empirische Belege bei Engels/Ruschenburg
2006; Engels 2006). Als Kriterien für die Beteiligung an den
Ausschreibungen werden in der Konsequenz der Nutzen für
die jeweilige wissenschaftliche Gemeinschaft, der Internatio-

1 Zwar sind außerhalb des Gemeinschaftsrahmens bereits horizontale For-
men der Selbstkoordinierung der Forschungsförderer entstanden. So hat
sich etwa mit EUROHORCS eine gemeinsame Dachorganisation der wis-
senschaftsgesteuerten Forschungsräte auf europäischer Ebene gebildet
(ausführlich Peschke 2001, S. 152ff.). Diese Selbstkoordination hat aber
aus Sicht der Kommission noch keine hinreichenden Effekte gezeigt.

2 Mit dem Begriff des Netzwerks wird hier die Beschreibung und Semantik
der Kommission und der Forschungsfördereinrichtungen übernommen.
Damit ist noch keine Aussage über einen bestimmten Governance-Modus
verbunden.

3 Unter dem 6. Forschungsrahmenprogramm werden rund 70 dieser Netz-
werke gefördert (bei ca. 230 Anträgen). Die erste Ausschreibung unter
dem 7. Forschungsrahmenprogramm ist gerade beendet worden.
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dürfte nicht so trivial sein, wie es klingt: die institutionellen
Arrangements der Forschungsförderung in den Mitgliedsstaa-
ten sind äußerst komplex und ausdifferenziert. Mit der Infor-
mationsgewinnung ist zudem ein Wettbewerb um die beste
Lösung verbunden. Regelmäßig ist davon die Rede, dass die
„best practise“ im jeweiligen Disziplinen- oder Problemfeld
der Forschungsförderung gefunden werden soll. Diese Förde-
rung von Verbundstrukturen lässt sich gerade vor dem Hinter-
grund der Vielzahl heterogener Forschungsförderorganisatio-
nen auch als einen Versuch verstehen, um gemeinsame Per-
spektiven, eine gemeinsame Problemwahrnehmung und Pro-
blemlösungswissen herzustellen, was eine Europäisierung
verstärkt (siehe am Beispiel des Europäischen Regulierungs-
verbundes in der Telekommunikation Trute/Denkhaus/
Kühlers 2004; Trute 2004; Ladeur/Möllers 2005).
Ein folgender Integrationsschritt ist die gegenseitige Öffnung
der Förderprogramme. Hier konkretisiert sich das Ziel eines
europäischen Marktes der Forschungsgelder. Die Vorstellung
der Kommission ist letztendlich, dass – entsprechend des Bin-
nenmarktes im wirtschaftlichen Bereich – Nationalität und
Herkunft keine Rolle mehr bei der Vergabe der Forschungs-
gelder spielen. Alle europäischen Forscher und Forschergrup-
pen sollen europaweit bei nationalen Forschungsförderorga-
nisationen um Forschungsmittel konkurrieren können. Damit
soll ein noch deutlich erhöhter Konkurrenzdruck auf der For-
schungsebene erzeugt werden. Forschungsförderung ist nach
wie vor mit nationalen Interessen politischer und wirtschaftli-
cher Art verknüpft. Gerade das dürfte aber zu erheblichen Be-
denken auf nationaler Ebene führen, ob öffentliche Mittel für
Forschungsprojekte in anderen europäischen Ländern ausge-
geben werden sollen.
Darüber hinausgehende Integrationsschritte sind gemeinsame
Ausschreibungen und die Erarbeitung gemeinsamer Program-
me und Vergabe entsprechender Fördermittel. Bereits in der
ersten Förderphase unter dem 6. Forschungsrahmenpro-
gramm sind über eine halbe Milliarde Euro gemeinsam verge-
ben worden (Europäische Kommission 2006b, S. 11). Das Fi-
nanzvolumen soll in Zukunft noch deutlich gesteigert werden.
Von der Kommission forciert werden dabei längerfristige Pro-
gramme und Ausschreibungen, die aus einem gemeinsamen
Topf finanziert werden, in den alle teilnehmenden Organisa-
tionen einzahlen, so dass alle Forschungsförderer Finanziers
einer europäisierten Vergabe werden. Während die Kommis-
sion unter dem 6. Forschungsrahmenprogramm nur wenige
Vorgaben für gemeinsame Ausschreibungen macht, plant sie
im 7. Forschungsrahmenprogramm daneben eine Ko-Finanzie-
rung der Gemeinschaft für die gemeinsame Mittelvergabe
durch die Netzwerke. Dann stellen sich Fragen nach Struktu-
ren, Standards und Verfahren der Mittelvergabe. In der „ERA-
Net Plus“ genannten Programmlinie werden gemeinsame
Ausschreibungen der Netzwerke für transnationale Projekte
von der Kommission mit einem Drittel der Vergabesumme ko-
finanziert, allerdings nur für Projekte innerhalb der themati-
schen Prioritäten des Forschungsrahmenprogramms. Dabei
werden Verfahren und Organisation gemeinsamer Ausschrei-
bungen bereits im Fördervertrag von der Kommission deter-
miniert. Die vergebenden Netzwerke werden auf ein zweistu-
figes Verfahren verpflichtet, das jedenfalls auf der zweiten
Stufe ein internationales Peer Review durch unabhängige Gut-
achter vorsieht. Auch mindestens zu beachtende Bewertungs-
kriterien sind vorgegeben. Zum einen wird die wissenschaftli-
che Exzellenz des Projektvorschlages bewertet. Zum anderen

nalisierungsbedarf sowie die möglichen Partner unter den
Forschungsförderorganisationen herangezogen. So wird ins-
besondere die Zusammenarbeit mit großen, erfahrenen Part-
nern gesucht, die möglichst eine ähnliche Funktion innerhalb
des jeweiligen Wissenschaftssystems einnehmen. Die Teilneh-
mer der Netzwerke setzen sich zu rund 40% aus Ministerien
und zu je 25% aus Forschungsräten und Förderagenturen zu-
sammen (Horvat et al. 2006, S. 7). An den Netzwerken ist
daher nicht nur ein wechselnder Teil der Mitgliedsstaaten be-
teiligt, sondern auch – je nach thematischer und disziplinärer
Orientierung – jeweils unterschiedlich eingebundene Akteure
innerhalb der Mitgliedsstaaten.

22..33  HHoorriizzoonnttaalleess  uunndd  vveerrttiikkaalleess  VVeerrttrraaggssnneettzz
Bei Erfolg im Ausschreibungswettbewerb werden die hetero-
genen Forschungsförderer in ein Vertragsnetz untereinander,
aber auch mit der Kommission eingebunden. Verträge bilden
regelmäßig die Handlungsform der Kommission zur Durch-
führung von geförderten Forschungsprojekten (Pfeiffer 2003,
S. 165ff.). Die Kommission greift auch bei den ERA-Nets auf
die dafür geschaffenen Musterverträge zurück und behandelt
die Förderung der Forschungsförderer insofern nur als gering-
fügige Abweichung. Der Fördervertrag wird zunächst zwi-
schen der Kommission und einer der Forschungsförderorgani-
sationen als Koordinator geschlossen. Er regelt sehr umfang-
reich die zu erbringenden Leistungen, die Berichtspflichten
und die finanzielle Abwicklung. Die übrigen teilnehmenden
Einrichtungen treten dem Vertrag anschließend bei. Für die fi-
nanzielle Abwicklung, die in die haushaltsrechtlichen Vor-
schriften der Gemeinschaft mit ihren umfangreichen Kontroll-
rechten eingebunden wird, ist der Koordinator verantwort-
lich. Horizontal erfolgt eine Selbstorganisation in der Regel
durch einen Konsortialvertrag. Dieser wird zwar im Gegensatz
zu anderen Förderformen innerhalb des Forschungsrahmen-
programms von der Gemeinschaft nicht gefordert, die Exis-
tenz eines Muster-Konsortialvertrages – der interne Organisa-
tion und Entscheidungsverfahren festlegt – deutet aber auf
einen entsprechenden Bedarf hin. Es entsteht somit ein
durchaus strategiefähiger Akteur, der eine eigene Dynamik
freisetzt. An die Kommission sind die Netzwerke insbesonde-
re über die regelmäßige Pflicht zur Einreichung von Berichten
gebunden, die von der Kommission zu genehmigen sind. Da-
raus generiert die Kommission regelmäßig umfangreiche
Übersichten über die Netzwerke und ihre Arbeit. Damit kann
sie auch ihr eigenes Wissen über Forschungsfelder und natio-
nale Strukturen erheblich vergrößern. Zudem entsteht durch
gemeinsame Veranstaltungen der Kommission mit den Netz-
werken eine direkte Verbindung zwischen den Ebenen.

22..44  VViieerr  IInntteeggrraattiioonnssssttuuffeenn
In den Verträgen wird ein detailliertes Arbeitsprogramm fest-
gelegt, das unterschiedliche Integrationsstufen erkennen
lässt: Information, gegenseitige Öffnung der Förderprogram-
me sowie Etablierung gemeinsamer Ausschreibungen und
Programme.
Ziel der Vernetzung der nationalen Forschungsförderorganisa-
tionen ist entsprechend zunächst die gegenseitige Informa-
tion über Verfahren und Standards der Mittelvergabe, aber
auch über die Wissenschaft und die Forschungsfelder selbst.
Das entspricht der Funktion eines Verbundes, horizontale wie
vertikale Informationsmechanismen auszubilden (Schmidt-
Aßmann 2004, S. 384). Bereits diese Informationsgenerierung
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werden aber – ersichtlich in gleicher Wertigkeit – Qualität und
Effektivität des Managements sowie die potentielle Wirkung
des Projektes zu relevanten Kriterien gemacht. Diese Kriterien
sind offensichtlich an die üblichen Kriterien des Forschungs-
rahmenprogramms angelehnt und bringen dessen spezifisches
Bild der Wissenschaft – das deutlich an gesellschaftlichen
Leistungserwartungen orientiert ist – zum Ausdruck.

33..  KKoonnsseeqquueennzzeenn  ffüürr  ddaass  
HHoocchhsscchhuullmmaannggeemmeenntt

DDiese Entwicklungen zeigen, dass die Trennung zwischen na-
tionaler und europäischer Forschungsförderung zunehmend
verschwimmt. Die gemeinsame Vergabe von Forschungsför-
dermitteln durch die Netzwerke der Förderorganisationen
führt – jedenfalls in Teilen der Forschungsförderung – zu einer
schrittweisen materiellen Europäisierung von Themen, Stan-
dards und Verfahren in einem Forschungsförderverbund. Die
ERA-Net-Förderung könnte zudem – angesichts der Überlas-
tung der Kommission bei der Durchführung des Forschungs-
rahmenprogramms – perspektivisch ein erster Schritt zu einer
dezentralen Vergabe europäischer Forschungsfördermittel
sein, ähnlich wie in der Verwaltung der Strukturfonds (dazu
ausführlich Schöndorf-Haubold 2005).
Diese Verschiebungen der externen Governance dürften nicht
ohne Rückwirkungen auf die Forschung bleiben. Dies gilt
umso mehr, wenn die veränderten internen Rahmenbedin-
gungen an den Universitäten zu einer Verstärkung der „Pro-
jektförmigkeit der Forschung“ (Torka 2006) führen. Daraus
dürften sich mehrere Herausforderungen für das Hochschul-
management ergeben, die hier nur stichwortartig skizziert
werden können. Angesichts der Bedeutung der Drittmittel
auch für die Reputation und die Finanzierung der Organisati-
on stehen die Schwerpunktsetzung und die Entwicklung dritt-
mittelstarker Bereiche vielerorts bereits im Fokus des Hoch-
schulmanagements. Führt man sich etwa die bereits erfolgten
gemeinsamen Ausschreibungen von ERA-Nets vor Augen,
wird auch die Notwendigkeit einer verstärkten Unterstüt-
zungsstruktur für Wissenschaftler durch die Verwaltung deut-
lich. Eine bisher weitgehend übliche verwaltungsinterne Tren-
nung der Zuständigkeiten für nationale und europäische For-
schungsförderung könnte vor diesem Hintergrund überholt
sein. Zudem fällt angesichts der themen- und problemorien-
tiert gebildeten Verbünde der Forschungsförderorganisatio-
nen, die gemeinsam Mittel vergeben, auf, dass sich verstärkt
jeweils disziplinspezifisch sehr unterschiedliche Forschungs-
förderarrangements herausbilden. Insoweit könnte eine stär-
kere Dezentralisierung der Zuständigkeiten für Forschungsför-
derung innerhalb der Hochschulen, die derzeit in der Regel
auf der Zentralebene der Universität liegt, eine bedenkens-
werte organisatorische Konsequenz sein. Nicht zuletzt werden
auch erhebliche Anforderungen an das Drittmittelmanage-
ment der Hochschulen gestellt, die mit einer Vielzahl von Ver-
wendungsvorschriften parallel arbeiten müssen, die durchaus
auch im Konflikt mit den jeweiligen personal- und haushalts-
rechtlichen Regelungen stehen können. Von daher stellen sich
für das Hochschulmanagement erhebliche Herausforderungen
in einer dynamischeren Umwelt. Gleichzeitig vermittelt die
europäische Forschungsförderung direkt oder indirekt aber
auch Unterstützungsimpulse für das Hochschulmanagement,
um ein „Modernisierungsprogramm für Universitäten“ (Eu-
ropäische Kommission 2006a) voranzubringen.
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Im Folgenden werden drei Dimensionen des Informa-
tionsmanagements betrachtet. Erstens geht es um die Or-
ganisation von Informationen im Sinne der Einbettung in
Aufbau- und Ablauforganisation einer Hochschule. Zwei-
tens werden die Akteure in den Fokus gerückt. Wer sind
Nachfrager und Anbieter von Informationen und wer ist für
Informationsmanagement verantwortlich? Die dritte Di-
mension bezieht sich auf die Technik. Dabei wird nicht die
Frage nach den technischen Möglichkeiten behandelt. Viel-
mehr ist für die Frage nach den Herausforderungen eines
Informationsmanagements relevant, wie (neue) Technologi-
en in der Organisation eingebettet sind und wie die Akzep-
tanz der Systeme erhöht werden kann. Ziel des Informati-
onsmanagements ist eine integrierte Informationsversor-
gung unter Einbeziehung dieser drei Dimensionen (Moog
2005, S. 7 und S. 117ff.).

22..  EEmmppiirriisscchheerr  HHiinntteerrggrruunndd
DDen empirischen Hintergrund der Fragestellung liefern vier
explorative Fallstudien an Universitäten in Deutschland
(Klug 2007). Die Universitäten wurden hinsichtlich der Um-
gestaltung ihrer Informationssysteme auf operativer und
strategischer Ebene untersucht und dabei Perspektiven der
Hochschulleitung, der Projektleitung ebenso wie die Sicht
der Nutzer einbezogen. Im Folgenden werden zusammen-
fassende Erkenntnisse aus der Analyse aufgegriffen, die ins-
besondere die Frage der Gestaltung des Informationsma-
nagements betreffen. Eine Zusammenfassung der Struktur-
daten der Organisation zeigt, dass es sich um vier Univer-
sitäten unterschiedlicher Größe, Ausstattung und Ausrich-
tung handelt, die in vier verschiedenen Ländern unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen ausgesetzt sind.
Die untersuchten Universitäten gehören zu den Reform-
hochschulen in der deutschen Hochschullandschaft. Die
Analyse der Prozesse in den vier Universitäten führt zu ähn-
lichen Ergebnissen über ein geeignetes und integriertes In-

Der  vorliegende  Beitrag  befasst  sich  mit  der  Frage  des  Infor-
mationsmanagements  in  sich  verändernden  Hochschulen.
Um  im  externen  Wettbewerb  bestehen  zu  können,  müssen
Hochschulen  ihre  internen  Prozesse  und  Strukturen  profes-
sionell  gestalten.  Zahlreiche  im  Zuge  der  Reformen  einge-
führte  betriebswirtschaftliche  Steuerungsinstrumente  grei-
fen  auf  unterschiedliche  Informationen  zurück.  Ein  effizien-
ter  und  effektiver  Einsatz  des  Produktionsfaktors  „Informa-
tion“  erfolgt  durch  Informationsmanagement.  Im  Folgen-
den  werden  organisatorische,  personelle  und  technische
Voraussetzungen  eines  hochschulspezifischen  Informa-
tionsmanagements  dargestellt.

11..  IInnffoorrmmaattiioonnssmmaannaaggeemmeenntt
IInformationsmanagement umfasst die Aufgabe, Informatio-
nen zu beschaffen sowie eine geeignete Infrastruktur mit-
tel- und kurzfristig bereitzustellen und langfristig zu planen.
Die IT-Infrastruktur beinhaltet informationstechnische und
personelle Ressourcen, deren Beschaffung und Einsatz
durch Informationsmanagement gesteuert wird. Eine weite-
re weniger technische Definition bezeichnet Informa-
tionsmanagement als das „Leitungshandeln in einer Organi-
sation in Bezug auf Information und Kommunikation, also
alle Information und Kommunikation betreffenden
Führungsaufgaben“ (Stahlknecht/Hasenkamp 2005, S. 437).
Informationen sollen einer besseren Planung, Organisation
und Kontrolle unterzogen werden und somit die Phasen
eines Managementkreislaufs durchlaufen (Picot/Franck
1992, Sp. 886). 
Die beschriebenen Funktionen eines Informationsmanage-
ments sind zentral für die aktuellen Reformen in Hochschulen,
da die neuen Steuerungsinstrumente hohe Anforderungen an
verfügbare Informationen stellen. Herausforderungen, wie der
Ausbau von Kooperationen, zahlreiche neue Studiengänge
mit neuen Anforderungen an eine Prüfungsverwaltung oder
verstärktes interdisziplinäres Arbeiten „fordern und fördern
den IT-Einsatz zugleich“ (Pausits
2006, S. 155). Arbeiten zu
Informationsmanagement fokussie-
ren häufig den technologischen
Aspekt des Themas. Die Ebene der
Informationsbedarfe und des
Informationseinsatzes bleiben un-
berücksichtigt.

HHeeiiddee  KKlluugg

Herausforderungen  an  das  
Informationsmanagement  einer  Hochschule

Heide Klug

Tabelle 1: Untersuchte Universitäten, Stand der Daten 2005/2006 (Klug 2007, S. 85)
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ren auf der Ebene der Hochschulleitung. Die so genannte
erweiterte Hochschulleitung (EHL) mit stimmberechtigten
Dekanen, neben dem akademischen Senat, führt zu einer
neuen Ausgestaltung der Führungsfunktion, einem Element
der internen Steuerungsparameter. Die zahlreichen Verän-
derungen der Aufbaufunktion ziehen Veränderungen unter-
schiedlicher Prozesse nach sich.
Welcher Zusammenhang besteht nun zwischen den neuen
organisatorischen Einheiten mit neuen Prozessen und der
Organisation des Informationsangebots? Im Front-Office
dienen integriert verfügbare Daten über die Studierenden
einer serviceorientierten und gezielten Beratung. Der Back-
Office Bereich hingegen ist mit einem Großteil der Datenor-
ganisation und -bearbeitung betraut. Eine Vielzahl der Da-
tenerfassung erfolgt über Online-Zugänge vom Studieren-
den oder Dozenten selbst. Die Aufgabe des Back-Office be-
steht in der Vervollständigung der Datensätze, der Qua-
litätssicherung der Daten sowie der Sicherstellung der
Funktionsfähigkeit der Infrastruktur.
Größere, mit höherer Ressourcenverantwortung ausgestat-
tete Fachbereiche, erfordern eine umfassende Kenntnis
über die Ressourcen – Finanzen und Personal –, über die sie
mit höherer Eigenverantwortung entscheiden können. In
den meisten Fällen werden diese Informationen von der
zentralen Universitätsverwaltung bereitgestellt. In einigen
Universitäten wird diesem Bedarf jedoch mit der Einrich-
tung von Fakultätsservicebüros begegnet, die mit ausrei-
chend Kapazitäten ausgestattet werden, um die Informa-
tionsanforderungen vor Ort zu erfüllen. Die Erfassung und
Bereitstellung von Infrastrukturdaten, etwa zur Verfügung
stehende Räume, erfolgt vorwiegend in der Universitätsver-
waltung. Prüfungsdaten werden hingegen häufig in den
Fachbereichen nachgehalten, insbesondere wenn diese de-
zentral organisiert werden. Daten zu Forschungsleistungen
werden ebenfalls auf Ebene der Institute und Fachbereiche
erfasst.
Die Hochschulleitung greift auf operative Daten zurück und
lässt diese für strategische Zwecke auswerten und aufberei-

formationsmanagement. Ent-
sprechend eines most dissimilar
case Ansatzes (Lijphart 1975)
können die Ergebnisse somit auf
weitere Hochschulen übertragen
werden, ohne jedoch dabei als
repräsentativ, im Sinne einer sta-
tistischen Validierung, zu gelten.
Im Folgenden werden die für das
Informationsmanagement rele-
vanten Erkenntnisse aus den
Fallstudien herangezogen, um
eine Universität neuen Typs zu
beschreiben. Die typologisierte
Zusammenfassung soll veran-
schaulichen, wie eine Hochschu-
le aussehen könnte, die zahlrei-
che in der Praxis vorgefundene
Reformelemente aufweist. In der
Realität führen interne Wider-
stände und externe Rahmenbe-
dingungen häufig zur Umsetzung
von „abgespeckten“ Reform-
maßnahmen, die an die spezifi-
sche Situation der Universität angepasst werden
(Krücken/Meier 2006). Dies sollte bei einer Übertragung
der hier allgemein formulierten Schlussfolgerungen berück-
sichtigt werden.

33..  OOrrggaanniissaattiioonn  vvoonn  IInnffoorrmmaattiioonn
ZZur Beantwortung der Frage, wie das Informationsangebot
an Hochschulen möglichst effizient und effektiv organisiert
werden kann, müssen die Veränderungen in Aufbau- und
Ablauforganisation sowie neue Prozesse betrachtet werden.
Wie haben sich die organisatorischen Rahmenbedingungen
im Zuge der Reformen verändert? Welche Anforderungen
an verfügbare Informationen ziehen diese Veränderungen
nach sich? Auf welcher Ebene sollen welche Informationen
zur Verfügung gestellt werden? Welche Organisationsein-
heit ist verantwortlich für die Generierung welcher Informa-
tionen? 
In Anlehnung an den betriebswirtschaftlichen Bezugsrah-
men von Kirchhoff-Kestel und Schulte (2006a; 2006b) las-
sen sich Veränderung der Aufbauorganisation der Hoch-
schule auf verschiedenen Ebenen beobachten. Die externen
Rahmenbedingungen ändern sich beispielsweise durch die
Hochschulräte (HR) als neue Stakeholder der Hochschulen.
Kirchhoff-Kestel und Schulte gliedern den betriebswirt-
schaftlichen Bezugsrahmen in externe Rahmenbedingun-
gen, interne Steuerungsparameter sowie Ergebnisvariablen.
Neben den Stakeholdern zählen rechtliche Rahmenbedin-
gungen, Aufgaben, Ziele sowie die Ressourcenvergabe zu
externen Rahmenbedingungen. Zu internen Steuerungspa-
rametern gehören Strukturen, betriebswirtschaftliche Funk-
tionen und Prozesse. Veränderungen der Organisations-
strukturen im Bereich der internen Steuerungsparameter
betreffen beispielsweise die Zusammenlegung von Fachbe-
reichen (FB), die Einrichtung von Studierendenservicecen-
tern (SSC) oder anderer Servicebereiche sowie die Schaffung
von Strukturen für Forschung, etwa in Forschungsbereichen
(FOR). In einigen Hochschulen verändern sich die Struktu-

Abbildung 1: Neue Organisationsbestandteile einer reformierten Hochschule
und Bezugsebenen
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richte hinsichtlich der wesentlichen Prozesse der Univer-
sität beispielhaft dargestellt.

44..  AAkktteeuurree
IIn Verbindung mit den Veränderungen organisatorischer
Art entstehen in den reformierten Hochschulen neue Funk-
tionen und Rollen. Daraus ergeben sich Fragen dahinge-
hend, wer für das Informationsmanagement in sich refor-
mierenden Hochschulen verantwortlich ist. Wer sind die
Nachfrager von welchen Informationen und auf welcher
Ebene der Organisation sind diese verortet? Häufig werden
Universitäten als Expertenorganisation nach der Typologie
von Mintzberg (1992, S. 255ff.) beschrieben. Die Experten-
organisation zeichnet insbesondere der starke operative
Kern aus, der die Leistungen der Organisation maßgeblich
erbringt. Im Fall von Hochschulen gehören Professoren und
wissenschaftliche Mitarbeiter zum operativen Kern. Das
mittlere Management ist hingegen gering ausgeprägt.
Ebenso werden die Experten durch eine verhältnismäßig
kleine so genannte Technostruktur unterstützt. Dem Hilfs-
stab lassen sich im Fall von Universitäten die Bibliothek, die
Hausmeister oder die Zentrale Verwaltung zuordnen. Die
kleine strategische Spitze, d.h. das Rektorat oder Präsidium,
repräsentiert die Organisation nach Außen und ist insge-
samt für eine effektive Aufgabenerfüllung und die Vertre-
tung der Interessen der Universität verantwortlich. Exper-
tenorganisationen sehen sich nach Mintzberg einer kom-
plexen aber durchaus stabilen Umgebung ausgesetzt. Dies
trifft nicht auf die derzeitige Entwicklung zu. Die Verände-
rungen in der Organisation und die Schaffung neuer Posi-
tionen werden unter anderem durch eine dynamischere
Umwelt mit einem steigenden Wettbewerb verursacht. Ein
Ausbau des mittleren Managements sowie der Techno-
struktur (vgl. Abschnitt 5) ist zu beobachten. Die Univer-
sitäten weisen somit neben den Eigenschaften von Exper-
tenorganisationen ebenfalls Elemente von Adhokratien auf
(Mintzberg 1992, S. 353ff.), so dass ein Bezug ausschließ-
lich auf die Expertenorganisation zu kurz greift (Klug 2007,
S. 54ff.).

4.1  Entscheidungs-  und  Verant-
wortungsstrukturen
Die gestiegenen Anforderungen
an Informationen zur Umsetzung
zahlreicher neuer Steuerungsin-
strumente führen zu Bedarf an
Personal, das für die Steuerung
der Informationsversorgung, im
Sinne eines Informationsma-
nagements, eingesetzt wird. An
zwei der untersuchten Univer-
sitäten wurden daher auf Ebene
der Hochschulleitung entspre-
chende Funktionsträger einge-
setzt. An der TU München
wurde ein Chief Information Of-
ficer (CIO) installiert und an der
Universität Heidelberg ein neues
Prorektorat für Entscheidungs-
systeme geschaffen. Zentrale
Funktion dieser Stellen war eine

ten. Die Daten werden sowohl innerhalb der Datenberei-
che als auch übergreifend über die verschiedenen Bereiche
hinweg aggregiert. Berichte, in denen eine Zusammenfas-
sung der Daten stattfindet, sind unter anderem Jahresbe-
richte, Zielvereinbarungen, Kosten- und Leistungsrechnun-
gen und leistungs- und belastungsbezogene Mittelvertei-
lungsmodelle. Diese Berichte bilden den Ausgangspunkt für
strategische Maßnahmen, etwa der Ausbau oder die
Schließung von Instituten oder Fachbereichen zur Verbes-
serung der Position der Hochschule. 
In vielen Fällen befinden sich die Erstellung und die Nut-
zung der verschiedenen Berichte noch im Anfangsstadium.
Beispielsweise findet selten eine strukturierte Operationali-
sierung und Überprüfung der vereinbarten Ziele in den Ziel-
vereinbarungen statt. Sanktions- und Belohnungssysteme
sind gering ausgeprägt. Sogar bei leistungs- und belas-
tungsbezogenen Mittelverteilungsmodellen, die zum Teil
mit einem erheblichen Aufwand an Datenerhebung ver-
bunden sind, ist der Umfang der tatsächlich (um-)verteilten
Mittel sehr gering (Jaeger et al. 2005, S. 10ff.). 
Die genannten Steuerungsinstrumente führen zu steigender
Transparenz. Der Umgang mit den Berichten muss jedoch
erlernt werden und zur Routine für Entscheider werden.
Die verantwortlichen Führungskräfte legitimieren die Aus-
gestaltung des Informationsmanagements mit den neuen
Steuerungsinstrumenten. Beim Einsatz der neuen Steue-
rungsinstrumente kann es jedoch zur Fehlsteuerung kom-
men, vor allem wenn die Instrumente isoliert eingesetzt
werden. Insbesondere im Bereich der Forschungsleistungen
stößt Informationsmanagement an seine Grenzen. Ursache
sind eine hohe fachliche Heterogenität und eine schwierige
Quantifizierbarkeit des Forschungsoutputs (Kuhlmann/
Heinze 2004, S. 67ff.). Zwar gewinnen Publikations- und
Zitationsdaten für die Bewertung wissenschaftlicher Leis-
tung an Bedeutung. Es besteht jedoch die Gefahr einer ge-
steigerten Quantität auf Kosten der Qualität von Veröffent-
lichungen (Hornbostel 1997, S. 237ff. und S. 283ff.). In Ab-
bildung 2 sind die Informationsquellen und relevanten Be-

Abbildung 2: Informationsquellen und Berichte in refor-
mierten Hochschulen
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nicht anzutreffen. Vielmehr dienen auf operativer Ebene
Keyuser in zentralen und dezentralen Einrichtungen als An-
sprechpartner für die Nutzer der neuen Systeme. Keyuser
werden im Zuge der Einführung von Informationssystemen
intensiv extern und intern geschult. Durch die Bündelungen
der Anfragen der Nutzer liefern Keyuser für die Weiterent-
wicklung der Systeme und das Customizing, d.h. die Anpas-
sung der Standardsoftware an individuelle betriebliche An-
forderungen (Stahlknecht/Hasenkamp 2005, S. 297), wich-
tige Hinweise.
Auf der Ebene der Fakultäten und Fachbereiche werden zu-
nehmend die Dekanate mit Personal ausgestattet, das rele-
vante Informationen beschafft und aufbereitet. Zum Teil
findet eine Verlagerung von Mitarbeitern der zentralen Ver-
waltung in die dezentralen Einrichtungen statt, um vor Ort
die Finanz- und Personalverwaltung zu übernehmen. Die
Universität Mainz errichtete in einer Pilotfakultät ein Fakul-

tätsservicebüro. Neben einem Ge-
schäftsführer wurde je ein Sachbe-
arbeiter aus dem Haushalts- und
Personalwesen von der zentralen
Universitätsverwaltung an die de-
zentrale Fakultät abgegeben. In
der Universität Heidelberg stellen
die Institute die budgetierten Ein-
heiten dar. Das Rektorat führt dort
im Abstand von ca. drei Jahren
Budgetverhandlungen. Für eine
gute Positionierung des eigenen
Instituts steigen die Anforderun-
gen an das Management der Ein-
richtungen durch die Geschäfts-
führenden Direktoren. Insbeson-
dere die Budgetverhandlungen
müssen gut vor- und nachbereitet
werden. Den Institutsdirektoren
sollen zur Unterstützung wissen-
schaftliche Geschäftsführer zur

Bündelung und Steuerung der Ak-
tivitäten im Bereich Informati-
onsmanagement. In der Verant-
wortung des CIO bzw. des Prorek-
tors für Entscheidungssysteme lie-
gen die Organisation der Daten-
bereitstellung und eine Erhöhung
des Informationsgehalts bei der
Nutzung der Daten. An der TU
München wurde das Konzept des
(Chief) Information Officer auf die
dezentralen Einheiten ausgeweitet
und Information Officer (IO) in-
stalliert. Ein Gremium, in dem
diese Personen zusammentrafen
(CIO/IO-Gremium), hat die Aufga-
be, Konzepte zur Optimierung der
Informations- und Kommunika-
tionsstruktur zu entwickeln und
deren Umsetzung voranzutreiben.
Mit zentralen Stabstellen im Be-
reich des Controllings erhielt eine
weitere Funktion im Zuge der
Hochschulreformen Einzug in die
Organisation. Häufig sind die Controller oder Controlling-
Abteilungen als Stabstelle des Kanzlers eingerichtet. In der
Verantwortung der Controller liegen unter anderem das
strategische Berichtswesen, die Aufbereitung der internen
und externen operativen Daten für strategische Entschei-
dungen sowie die Vorbereitung und das Nachhalten der
Zielvereinbarungen. Die vom Controlling verantworteten
Berichte liefern häufig eine Grundlage für die Formulierung
strategischer Ziele und die Festlegung von Maßnahmen
etwa im Bereich der Profilbildung. In einigen Fällen sind die
Controlling-Stellen maßgeblich an der Umsetzung der Re-
formen im Bereich der Umstellung der Informationssysteme
und mit der Gestaltung des Informationsmanagements be-
traut. Ein operatives Controlling im Finanzbereich oder auf
dezentraler Ebene war in den untersuchten Universitäten

Abbildung 3: Neue Akteure in reformierten Hochschulen

Abbildung 4: Informationssysteme in den reformierten Hochschulen
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Berichte steigt, wenn die Nutzer über die Ziele der Ein-
führung neuer Systeme informiert werden und bei deren
Aufbau einbezogen werden. Den Nutzern sollte Zeit gege-
ben werden, sich mit den Möglichkeiten der Systeme ver-
traut zu machen. Informationsbedarfsanalysen sollten so-
wohl im Vorfeld als auch während der Einführungsprozesse
durchgeführt werden; erstellte Berichte kritisch von den
Anwendern nach ihrem Nutzen überprüft werden. Eine in-
tensive Kommunikation zwischen den neuen und alten Ak-
teuren in den Hochschulen, zwischen den Technikern und
Entscheidern, zwischen den Experten des operativen Kerns
und den Mitarbeitern des mittleren Managements, zwi-
schen der Universitätsverwaltung und der Universitätslei-
tung, garantieren eine erhöhte Akzeptanz und somit einen
erhöhten Nutzen der Systeme.

66..  IInntteeggrriieerrtteess  IInnffoorrmmaattiioonnssmmaannaaggeemmeenntt  iinn
eeiinneerr  lleerrnneennddeenn  OOrrggaanniissaattiioonn

FFür eine effektive und effiziente Gestaltung des Informa-
tionsmanagements in den sich reformierenden Hochschu-
len gilt es, sowohl die neuen Organisationsstrukturen, -ab-
läufe und -prozesse als auch die neuen Akteure und deren
Funktion zu berücksichtigen. Der Einsatz verschiedener
technologischer Systeme unterstützt das Informationsma-
nagement bei der Generierung, Aufbereitung und Bereit-
stellung von Informationen. Die Voraussetzungen für einen
gezielten Einsatz der Systeme ist die Abstimmung von An-
gebot und Nachfrage des Produktionsfaktors Information.
Anforderungen an Informationen müssen von den Nachfra-
gern deutlich formuliert werden. Entscheidend sind nicht
die Möglichkeiten, die die Systeme bieten, sondern der Be-
darf an relevanten Informationen für bestimmte Entschei-
dungen und Aufgaben. Die neuen Akteure wie Information
Officer, Controller oder Geschäftsführer haben die Aufgabe,
Informationsanforderungen zu artikulieren. Die für die ope-
rative Umsetzung der Datenerhebung und  bereitstellung
verantwortlichen Akteure sind angehalten, auf diese Infor-
mationsanforderungen zu reagieren. Berücksichtigt werden
muss hierbei insbesondere, dass das Informationsmanage-
ment dem Managementkreislauf unterzogen wird und dass
einer Planung und Durchführung die Kontrolle folgt. Infor-
mationen, die nicht mehr benötigt werden, sollten nicht
weiter generiert werden. Informationen, die für die Erfül-
lung gewisser Aufgaben fehlen oder nur mühsam generiert
werden konnten, sollten hingegen künftig (einfacher) zur
Verfügung stehen. Die Personen, die Informationen gene-
rieren, sollten sich der Veränderungen in Abläufen und Pro-
zessen bewusst sein und die neuen Funktionsträger als
neue Ansprechpartner wahrnehmen. 
Die Herausforderungen an ein integriertes Informationsma-
nagement gehen über die Integration verschiedener Daten-
quellen hinaus. Personelle und organisatorische Gegeben-
heiten müssen mit den vorgesehenen Technologien inte-
griert werden. Im Sinne einer lernenden Organisation (Ar-
gyris/Schön 1996, S. 117ff.) sollten alternative Lösungs-
möglichkeiten bei Entscheidungen über neue Berichte, Ver-
antwortungen und technische Lösungen vorliegen. Ent-
scheidungen werden schließlich idealerweise auf Grundlage
valider Informationen und im Sinne der (Organisations-)
Ziele getroffen sowie verschiedene Perspektiven der (neu-
en) Funktionsträger einbezogen. Die Verantwortung für die

Seite gestellt werden, die gezielt auf die Anforderungen des
Wissenschaftsmanagements vorbereitetet werden (Rektorat
der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg 2005, S. 17).
Abbildung 3 veranschaulicht die neuen Akteure im Bereich
des Informationsmanagements und deren Anordnung in-
nerhalb der Organisation.

55..  TTeecchhnniikk
DDie organisatorischen Veränderungen und der Ausbau des
mittleren Managements zur Unterstützung eines umfassen-
den Informationsmanagements werden von dem Ausbau
der Technostruktur begleitet. Neben der Einführung von
betriebswirtschaftlicher Standardsoftware, insbesondere im
Bereich der Finanzen, werden an den Hochschulen umfas-
sende Reformprojekte zum Aufbau von Führungsinforma-
tionssystemen durchgeführt. Die eingesetzten Technologi-
en sind verschieden, jedoch lässt sich in Reformhochschu-
len im Finanzbereich eine größere Verbreitung von SAP R/3
als Standardsoftware beobachten. Die Universität Mainz
wählte mit der Mach AG einen kleineren Anbieter. Für die
Frage nach den Herausforderungen an ein Informationsma-
nagement in reorganisierten Universitäten mit einem neuen
Typ von Wissenschaftsmanagement ist entscheidend, wie
die Akzeptanz der neuen Technologien erreicht werden
kann. Die Frage ist, welche Rolle die Technik in einem um-
fassenden und integrierten Verständnis von Informationsm-
anagement überhaupt spielt.

5.1  Integriertes  Informationsmanagement  und  die  Rolle  der
Technik
Nach Kirchhoff-Kestel und Schulte zählen betriebliche In-
formationssysteme zu den internen Steuerungsparametern.
Innerhalb des Bezugsrahmens nehmen Informationen eine
Position zwischen den Ergebnisvariablen und den externen
Rahmenbedingungen ein. So werden Informationen über
Ergebnisse unter anderem an die Öffentlichkeit oder ande-
re Stakeholder weitergegeben. Um ein umfassendes Bild
über die Organisation zu liefern, sollten die verschiedenen
Daten integriert werden. Abbildung 4 veranschaulicht – ty-
pologisiert – die unterschiedlichen Datenbanken und Infor-
mationssysteme, die für die verschiedenen Informations-
flüsse existieren. Die im Hochschulsektor im Zuge des Infor-
mationsmanagements in Angriff genommenen Projekte zie-
len auf eine Reorganisation und Integration dieser Daten.
Prüfungsdaten, die häufig dezentral verwaltet werden, soll-
ten unmittelbar mit den zentralen Studierendendaten ver-
knüpft werden. Finanz-, Personal- und Infrastrukturdaten
(etwa Facility Management Systeme) sollten in integrierten
Enterprise Resource Planning (ERP)-Systemen, d.h. inte-
grierter betriebswirtschaftlicher Standardsoftware (Schwarz
2000, S. 24), verarbeitet werden. Führungsinformationssy-
steme, meist mit Hilfe der Data Warehouse-Technologie
aufgebaut, dienen einer Generierung von strategischen Be-
richten. Operative Daten werden dort zeitnah und aggre-
giert verarbeitet (Nusselein 2003, S. 17ff.).
Die Kenntnis über Datenquellen und Nutzer erleichtert
eine zielgerichtete Integration der Daten. Häufig sind die
Schnittstellen in den Universitäten noch nicht ausreichend
spezifiziert und eingerichtet. Doppelte Datenhaltung, un-
vollständige und veraltete Datenbestände sind anzutreffen.
Die Akzeptanz zur Nutzung der neuen Systeme und deren
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Hochschulforschung. Begleitende Forschung innerhalb von
Reformprojekten in Hochschulen unter Heranziehung qua-
litativer und quantitativer Methoden kann weiteren Auf-
schluss über die Stellschrauben eines effektiven und effizi-
enten Informationsmanagements an Hochschulen aufzei-
gen. Ein solches Informationsmanagement stellt die Vor-
aussetzung für zielgerichtetes Handeln von Universitäten
dar, die im internationalen Wettbewerb bestehen wollen.
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Entscheidungen sollte dabei nicht in der Hand weniger zen-
traler Entscheidungsträger liegen, sondern je nach Themen-
bereich auf weitere Personen aufgeteilt werden. Die Orga-
nisation profitiert von Schleifen, die bei der Umsetzung von
Entscheidungen und der Überprüfung von den ursprüngli-
chen Zielen entstehen.
Die Einrichtung von Funktionen wie Information Officer,
Controller und Geschäftsführer unterstützt diese Merkmale
von lernenden Organisationen. Die neuen Akteure sitzen
an der Schnittstelle zwischen den Mitgliedern des operati-
ven Kerns, den wissenschaftlichen Mitarbeitern und Profes-
soren und den Entscheidern auf zentraler oder dezentraler
Ebene (Hochschulleitung, Dekane). Die von ihnen einge-
setzten Instrumente führen zwangsläufig zur Rückkopplung
von Informationen über erreichte Ziele und durchgeführte
Maßnahmen. Beispiele eingesetzter Instrumente sind Ziel-
vereinbarungen, Modelle zur leistungs- und belastung-
sorientierten Mittelverteilung oder der Aufbau von
Führungsinformationssystemen. Die Dokumentation der
erreichten Ziele und deren Abstimmung mit den Soll-Vor-
stellungen führen zur gezielten Formulierung der Informa-
tionsanforderungen. Die Interpretation und eine qualitative
Einschätzung der Daten durch diejenigen, die an der Infor-
mationsquelle sitzen oder ihre Entscheidungen auf die vor-
handenen Daten basieren, kann durch die simple Erfassung
in den Systemen nicht ersetzt werden. Die neuen Akteure
haben die Aufgabe, die Kommunikation zwischen den ver-
schiedenen internen und externen Anspruchsgruppen zu si-
chern. Informationsmanagement muss von ihnen und an-
deren relevanten Entscheidungsträgern der Hochschule als
Führungsaufgabe verstanden werden.
Das Hochschulmanagement sollte sich künftig mit der Frage
auseinandersetzen, wie die Integration personeller, organi-
satorischer und technischer Fragen hinsichtlich eines Infor-
mationsmanagements erfolgen kann. Welche weiteren In-
strumente können hierfür sinnvoll eingesetzt werden? In-
wieweit können Stellenprofile für die neuen Akteure im
Wissenschaftsmanagement Aspekte des Informationsmana-
gements enthalten und somit Verantwortung festlegen?
Sind Gremien wie das CIO/IO-Gremium in der TU München
auf andere Universitäten übertragbar? Oder sollten die Auf-
gaben der Information Officer von Geschäftsführern und
Controllern übernommen werden, die das Informationsma-
nagement als integralen Bestandteil ihrer Aufgaben begrei-
fen? Inwieweit müssen Keyuser auf der operativen Ebene
über die Einbettung ihrer Tätigkeit in sich ständig wandeln-
den Organisationsabläufen informiert sein? Wer muss wel-
che Inhalte für wen in Form von Schulungen oder Trainings
aufbereiten? Wie können die technischen Systeme mög-
lichst flexibel auf dynamische Entwicklungen reagieren?
Bei der Beantwortung dieser Fragen profitiert das Hoch-
schulmanagement von einer Zusammenarbeit mit der
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Landeshochschulgesetze, die im Folgenden analysiert wer-
den.1 In die Betrachtung wurden die Bereiche Zuständig-
keiten, Konstitutionsregeln und Machtpotentiale aufge-
nommen. Innerhalb dieser Bereiche wird jeweils geprüft,
ob die vorgefunden Regelungen geeignet erscheinen, die
Position der Dekane2 grundlegend zu stärken.

22..  ZZuussttäännddiiggkkeeiitt  ddeerr  DDeekkaannee    
EEine Stärkung der Dekane sollte zunächst in den Zuständig-
keiten dieser Leitungsebene nachweisbar sein. Und tatsäch-
lich findet man in allen neueren Landeshochschulgesetzen
eine Kompetenzerweiterung der Dekane auf Kosten des Fa-
kultätsrates und damit auf Kosten der Professoren als der
dominanten Mitgliedergruppe dieses Gremiums. Der Um-
fang dieser Erweiterungen unterscheidet sich zwischen den
Gesetzen jedoch in erheblichem Maße. Dies wird zum Bei-
spiel daran deutlich, dass der Dekan in einigen Bundeslän-
dern die Fakultät leitet und vertritt,3 in anderen hingegen
nur vertritt.4 Auch bei der Zuordnung der Auffangkompe-
tenz – also dem Zuweisen aller nicht gesetzlich geregelten
Aufgaben – wird die Differenzierung deutlich: während in
Sachsen, Bayern, Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt die Auffangkompetenz dem Fakultätsrat
zukommt, wird diese in allen anderen Bundesländern dem
Dekan/Dekanat zugesprochen. 
Eine der entscheidenden Kompetenzfragen ist die nach der
Verteilung der Mittel innerhalb der Fakultät. Hier ist deut-
lich eine Tendenz in den Landeshochschulgesetzen zu er-
kennen, die den Dekanen das Budgetrecht übertragen.5 Al-
lerdings sind die Vorgaben, welche die Dekane bei der Mit-
telvergabe beachten müssen, sehr unterschiedlich. Diese

Ein  Schwerpunkt  der  jüngeren  Reformen  der  deutschen
Universitäten  bildet  deren  interne  Organisation.  In  der  Lite-
ratur  wird  dabei  häufig  auf  die  stärkere  Hierarchisierung  in-
nerhalb  der  Hochschulen  verwiesen  (z.B.  von  Lüde  2003;
Stichweh  2004;  de  Boer/Enders/Schimank  2007).  Das  Ziel
dieser  Veränderungen  ist  es,  eine  Effizienzsteigerung  der
Entscheidungsabläufe  in  Universitäten  durch  eine  Kompe-
tenzverlagerung  weg  von  der  akademischen  Selbstverwal-
tung  in  Kollegialitätsorganen  hin  zu  den  Leitungspositionen
der  Universität  zu  erreichen.  Damit  verbunden  ist  die  Vor-
stellung,  dass  Inhaber  von  Leitungspositionen  innerhalb  der
Universität  Entscheidungen  –  auch  gegen  den  Widerstand
der  Professoren  oder  wissenschaftlichen  Einheiten  –  fällen
und  durchsetzen  können.  Der  Beitrag  prüft  anhand  der  Lan-
deshochschulgesetze,  ob  die  vorgefundenen  formalen  Re-
gelungen  geeignet  erscheinen,  die  Position  der  Dekane  –  als
eine  dieser  Leitungspositionen  –  grundlegend  zu  stärken.
Gleichzeitig  sollen  zentrale  Unterschiede  zwischen  den  Re-
gelungen  in  den  Bundesländern  herausgearbeitet  werden.  

11..  KKoolllleeggiiaalliittäätt  vvss..  HHiieerraarrcchhiiee  

DDas im Fakultätsrat verwirklichte kollegiale Entscheidungs-
prinzip ist in der  Diskussion zu den Universitätsreformen
erheblicher Kritik ausgesetzt. Grund hierfür sind zunächst
die diesem Entscheidungsprinzip inhärenten Nachteile: es
werden keine schnellen und häufig unpräzise Entscheidun-
gen gefällt, Verantwortlichkeiten verwischen und insgesamt
entstehen hohe Transaktionskosten. Zudem wurde festge-
stellt, dass im traditionellen deutschen System in den kolle-
gialen Gremien auf Seiten der Professoren „faktische Nicht-
angriffspakte“ (Schimank 2001, S. 233) bestanden. Dies
führte zu einer „Zementierung“ des Status quo, da keine
Entscheidungen gegen die Interessen eines Professors ge-
fällt wurden.
Eine Lösung für diese Effekte des Kollegialitätsprinzips wird
nun unter anderem darin gesehen, die Position der Dekane
gegenüber dem Fakultätsrat und den einzelnen Professoren
zu stärken. Damit ist die Hoffnung auf schnelle, präzise und
klar zuordenbare Entscheidungen innerhalb der Universität
verbunden. Gleichzeitig soll aufgrund sich wandelnder Um-
weltbedingungen ein Veränderungs- bzw. Anpassungspo-
tential innerhalb der Universitäten generiert werden. Mittel
dieser Veränderungen sind die gesetzlichen Regelungen der

OOttttoo  HHüütthheerr

Starke  Dekane  –  Schwache  Professoren?  
Vergleich  und  Analyse  der  
deutschen  Landeshochschulgesetze

Otto Hüther

1 Basis bilden die geltenden Landeshochschulgesetze vom Mai 2007.
2 Ausgeblendet wird hier, dass häufig Dekanate gebildet werden. Die Aus-

blendung kann inhaltlich damit gerechtfertigt werden, dass die Dekane
meist eine herausgehobene Stellung einnehmen (z.B. Richtlinienkompe-
tenz oder keine Entscheidung gegen die Stimme des Dekans/Einfluss auf
die Auswahl der Prodekane).

3 Hamburg, Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Bremen, Brandenburg, Thüringen, Sachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Saarland, Schleswig-Holstein.

4 Berlin, Sachsen-Anhalt, Bayern.
5 Eine Ausnahme bildet Berlin, wo der Fakultätsrat das Budgetrecht hat. In

Niedersachsen und Thüringen gibt es keine landesrechtlichen Regelungen
zur Zuweisung des Budgetrechts.
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Abhängigkeit des Dekans gegenüber dem Fakultätsrat be-
gründet. Ein solches Verfahren dürfte zudem dazu führen,
dass sich nur Kandidaten durchsetzen, die eine Starke Ori-
entierung in Richtung Kollegialitätsgremium aufweisen.
Diese Effekte wurden im traditionellen deutschen Univer-
sitätssystem dadurch verstärkt, dass der Fakultätsrat den
Dekan auch wieder abwählen konnte. Hierdurch entsteht
auf Seiten des Fakultätsrates ein zumindest latent mitlau-
fendes Drohpotential gegenüber dem Dekan. Dies bedingt
fast zwangsläufig eine starke Abhängigkeit der Dekane oder
positiv ausgedrückt eine starke Orientierung derselben an
den Belangen des Kollegialgremiums. Eine organisatorisch-
strukturelle Stärkung würde also verlangen, dass die einsei-
tige Legitimation und die Möglichkeit der Androhung der
Abwahl entfallen. 
Werden nun die Landeshochschulgesetze betrachtet wird
deutlich, dass eine einseitige Besetzung durch die Hoch-
schulleitung in keinem Bundesland erfolgt. Die Mehrzahl
der Landeshochschulgesetze sieht vielmehr ein Verfahren
vor, in dem die Universitätsleitung und der Fakultätsrat ge-
meinsam die Besetzung vornehmen.8 Hinsichtlich der De-
tails dieser Verfahren unterscheiden sich diese Bundeslän-
der zwar, sie beinhalten aber letztendlich alle eine gegen-
seitige Vetoposition, die zu einer Einigung beider Organe
zwingt.9 Diese Doppellegitimation der Leitungsposition
birgt die Chance einer größeren Unabhängigkeit der Deka-
ne gegenüber dem Fakultätsrat. Die Hochschulleitung kann
zudem Kandidaten verhindern, die eine „extreme“ Orien-
tierung in Richtung Kollegialität erwarten lassen.
Hinsichtlich der Abwahlregeln sind zwei Regelungsarten in
Verbindung mit der doppelten Legitimation zu finden. In
einigen Bundesländern10 entfällt das einseitige Abwahl-
recht des Fakultätsrates gegenüber den Dekanen. Stattdes-
sen findet man meist11 ein Absetzungsverfahren, welches
die Zustimmung von Hochschulleitung und Fakultätsrat er-
fordert. Eine latente Abwahldrohung des Fakultätsrates ist
im Konfliktfall also nicht möglich. Dies eröffnet dann Hand-
lungs- und Entscheidungsspielräume für die Dekane. Den-
noch lässt diese Konstruktion zunächst offen, wie der
Dekan diese Handlungsspielräume nutzt. In anderen Bun-
desländern12 behält der Fakultätsrat hingegen trotz der
doppelten Legitimation das einseitige Abwahlrecht ge-
genüber dem Dekan. Eine Abwahldrohung kann hier also
im Hintergrund mitlaufen.13 Dies dürfte dann wiederum
eher eine Orientierung in Richtung Fakultätsrat auslösen. 
Die übrigen Bundesländer sehen weiterhin eine Wahl und

Vorgaben gehen in einigen Bundesländern von der Hoch-
schulleitung6 aus, in anderen vom Fakultätsrat.7 Auch hier
sind also Differenzen zwischen den einzelnen Bundeslän-
dern festzustellen. 
Trotz dieser kurz skizzierten Unterschiede im Umfang der
Kompetenzverlagerung lässt sich aber durchaus – und hier
ist der Literatur zuzustimmen – eine Stärkung der Dekane
im Hinblick auf die ihnen zugesprochenen Kompetenzen
feststellen. Allerdings bleiben aus einer organisationstheo-
retischen Betrachtung entscheidende Fragen offen. 
Diese ergeben sich zunächst daraus, dass ja bereits in den
gesetzlichen Regelungen vor 1998 die Position des Dekans
vorhanden war. Festzustellen ist dann, dass im traditionel-
len deutschen Universitätssystem die Dekane zwar im Sinne
eines Primus inter pares konstruiert waren, aber dennoch
über alleinige Entscheidungskompetenzen verfügten (vgl.
z.B. Thieme 1986, S. 261ff.). In der Literatur wird an dieser
Stelle jedoch darauf hingewiesen, dass die monokratischen
Entscheidungskompetenzen in der Praxis ungenutzt blieben
und stattdessen kollegial ausgeübt wurden (vgl. z.B. Kluth
2004, S. 186).
Diese Nichtanwendung formal vorhandener hierarchischer
Entscheidungskompetenz der Dekane hatte allerdings orga-
nisatorisch-strukturelle Gründe. Eine reine Ausweitung der
Kompetenzen des Dekans ohne die Beseitigung der struk-
turellen Entscheidungshemmnisse wird am faktischen
Übergewicht des Kollegialitätsprinzips deshalb höchstwahr-
scheinlich wenig ändern. 

33..  OOrrggaanniissaattoorriisscchh-ssttrruukkttuurreellllee  SSttäärrkkuunngg  
ddeerr  DDeekkaannee

DDie im Folgenden zu behandelnden organisatorisch-struk-
turellen Bedingungen der Dekane lassen sich in verschiede-
ne Dimensionen unterteilen. Zunächst geht es um zwei Be-
reiche der Konstitutionsregeln. Diese betreffen zum einen
die Frage der Besetzung bzw. Entlassung der Dekane und
zum anderen die Frage nach der Öffnung für universitätsex-
terne Kandidaten. Eine weitere Dimension bildet die Be-
trachtung der Macht- und Durchsetzungspotentiale, über
welche die Dekane verfügen. Die Ausführungen fokussieren
dann im Hinblick darauf, ob es wahrscheinlich ist, dass ein
Dekan Entscheidungen in seinem Kompetenzbereich hier-
archisch wahrnimmt oder aber eine Reintegration der Ent-
scheidungen in das Kollegialitätsprinzip zu erwarten ist. 

3.1  Effekte  von  Besetzungs-  und  Abwahlregeln
Hinsichtlich der Besetzung der Position des Dekans sind
grundsätzlich drei Alternativen vorstellbar. Erstens wäre
eine Besetzung nur durch die Hochschulleitung möglich.
Für die Universitäten wäre dies zwar eine Revolution, aber
in Unternehmen – also auch in Dienstleistungsunterneh-
men – ist dies ein durchaus üblicher Vorgang. Daneben sind
Verfahren vorstellbar bei denen sowohl die Hochschullei-
tung als auch der Fakultätsrat an der Besetzung beteiligt
sind bzw. jeweils ein Vetorecht besitzen. Drittens – und
dies entspricht dem traditionellen deutschen Besetzungs-
verfahren – ist eine Wahl durch den Fakultätsrat ohne jegli-
che Beteiligung der Universitätsleitung möglich. 
Bei einer Wahl des Dekans durch den Fakultätsrat ohne
eine Vetoposition der Universitätsleitung lässt sich un-
schwer erkennen, dass diese einseitige Legitimation eine

6 Z.B. Baden-Württemberg und Bayern. 
7 Z.B. Rheinland-Pfalz. 
8 Hamburg, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Brandenburg,

Thüringen, Sachsen, Bayern, Saarland, Nordrhein-Westfalen (wenn kein
Kollegialdekanat gebildet wird, sondern nur ein Dekan vorhanden ist). 

9 Unterschiedliche Verfahren: Vorschlagsrecht der Leitung, Zustimmungs-
bzw. Bestätigungsvorbehalt der Leitung zur Wahl bzw. zum Wahlvor-
schlag. 

10 Hamburg, Baden-Württemberg, Thüringen und Bayern.
11 Eine Ausnahme bildet Hamburg. Hier ist eine Absetzung des Dekans

durch die Hochschulleitung mit der Zustimmung des Hochschulrates
möglich. 

12 Niedersachsen, Brandenburg, Saarland und Nordrhein-Westfalen.
13 

Allerdings wirken sich die jeweiligen Mehrheitsanforderungen für eine
Abwahl auf dieses Potential aus. Es gilt: Je höher die geforderte Mehrheit
im Fakultätsrat für eine Abwahl, desto geringer das Drohpotential. Es fin-
den sich in den Landeshochschulgesetzen einfache, 2/3 und 3/4 Mehr-
heit.
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gegenüber den einzelnen Professoren derartige Potentiale
besitzen. Es ist nicht zu erwarten, dass Positionsinhaber, die
damit rechnen müssen, Entscheidungen nicht durchsetzen
zu können, diese tatsächlich selbstständig treffen. Eine Stär-
kung der Dekane müsste also auch darin bestehen, dass die
Reformen ihnen selbstständige17 Möglichkeiten der organi-
satorischen Durchsetzung zugestehen. Hier wäre z.B. an
Organisationsmacht, Personalmacht und an die Verteilung
von Mitteln zu denken. 
Die Organisationsmacht basiert auf der Möglichkeit Mit-
glieder auszuschließen, wenn sie gegen die Mindestanfor-
derungen der Organisation verstoßen. Eine derartige Min-
destanforderung ist dabei regelmäßig die Anerkennung der
Hierarchiekette. Organisationsmacht wird in der Regel vom
jeweiligen Vorgesetzten ausgeübt bzw. dieser hat einen er-
heblichen Einfluss auf deren Ausübung. Hierbei ist zu be-
achten, dass die tatsächliche Anwendung dieser Macht so-
wohl für das Mitglied als auch für den Vorgesetzten mit er-
heblichen Transaktionskosten verbunden ist und deshalb für
beide eine Vermeidungsalternative darstellt. Die Wirkung
der Organisationsmacht liegt deshalb nicht in der tatsächli-
chen Anwendung, sondern im latenten Mitlaufen der Dro-
hung der Anwendungsmöglichkeit im Hintergrund. Immer
dann jedoch, wenn eine solche Drohung nicht glaubhaft ist
oder gemacht werden kann, kommt es zu einer Schwächung
dieser Machtquelle (vgl. Luhmann 1988, S. 98ff.).
Im Hinblick auf die Professoren an den Universitäten sollte
deutlich sein, dass ein Rückgriff auf die Organisationsmacht
von Seiten der Dekane – selbst wenn sie Dienstvorgesetzte
sind – eher kritisch zu beurteilen ist. Dies liegt nicht nur
daran, dass die weitaus meisten Professoren Beamte auf Le-
benszeit sind, sondern das Problem verschärft sich auch da-
durch, dass der Professor „der einzige Beamte [ist, O.H.],
der in seinem Aufgabengebiet weisungsfrei ist“ (Hartmer
2004, S. 187). Dieser Sonderstatus erschwert letztendlich
die Entlassung eines Professors erheblich. Dies verhindert
eine glaubhafte Androhung des Ausschlusses eines Profes-
sors, da dieser sich immer auf seinen Sonderstatus berufen
kann. Die Organisationsführung ist dann darauf angewie-
sen, relativ riskante Gerichtsverfahren zur Durchsetzung der
Organisationsmacht zu führen. Die Organisationsmacht als
Mittel der Abstützung der internen Hierarchie ist deshalb in
Universitäten erheblich eingeschränkt.  
Während die Organisationsmacht ein Sicherstellen der
Mindestanforderungen durch Kopplung an die Frage der
Mitgliedschaft erreichen kann, bezieht sich die Stellen-
macht nicht auf die Mitgliedschaft als solche, sondern auf
den Zugang zu begehrten Stellen in der Organisation. Eine
Kontrolle von Handlungen wird in dem Fall dadurch er-
reicht, dass die Mitglieder begehrte Positionen erreichen
wollen und der Erwerb derselben von der Führung abhängt
(vgl. Luhmann 1988, S. 106).
Hier stellt sich natürlich die Frage, ob im deutschen System

Abwahl nur durch den Fakultätsrat vor.14 Diese institutio-
nellen Regelungen sollten eine starke Orientierung in Rich-
tung Fakultätsrat auslösen, die eher dazu führt, dass Ent-
scheidungskompetenzen nicht monokratisch, sondern kol-
legial wahrgenommen werden. 
Bei den Besetzungs- und Abwahlregeln wird also deutlich,
dass keineswegs in allen Bundesländern eine Stärkung der
Dekane stattfindet. 

3.2  Effekte  der  internen  vs.  externen  Besetzung
Die interne Besetzung der Dekane aus dem Kreis der dem
Fachbereich angehörenden Professoren ist im Hinblick auf
die Wahrnehmung der Entscheidungskompetenzen eben-
falls kritisch zu sehen. Zunächst ist davon auszugehen, dass
durch die vorherige Mitgliedschaft im Kollegium Abhängig-
keiten, Absprachen, Verpflichtungen usw. bestehen, die zu
einer Einschränkung der Entscheidungsmöglichkeiten des
Dekans führen. Ein weiteres Problem kommt hinzu, wenn
ein Dekan nach seiner Amtszeit wieder „normales“ Mitglied
des Kollegiums wird. In diesem Fall ist es für diesen wenig
rational, Entscheidungen gegen das Gremium durchzuset-
zen, dem er bald wieder mittelbar oder unmittelbar an-
gehören wird. Nicht nur dass damit seine spätere Rückkehr
in den Kreis der Kollegen erschwert wird, sondern er müs-
ste auch damit rechnen, dass er nach seiner Amtszeit selbst
Opfer eines entscheidungsfreudigen Dekans werden würde.
Auch hierin ist eine wichtige Schranke der Anwendung for-
mal vorhandener Entscheidungskompetenzen zu sehen, die
sich durch relativ kurze Amtszeiten erhöht. Bei einer exter-
nen Besetzung der Dekane könnte man also gleichfalls dar-
auf schließen, dass eine strukturelle Stärkung gegenüber
dem Selbstverwaltungsgremium vorhanden ist. 
In keinem Landeshochschulgesetz findet sich jedoch bisher
die Regelung, dass Dekane extern besetzt werden müssen.
Es lässt sich lediglich in einigen Bundesländern eine Option
auf externe Besetzung finden.15 Neun Bundesländer
schließen hingegen eine externe Besetzung explizit aus.
Auch hier sind deshalb keine einheitlichen Regelungen in
den Bundesländern vorhanden. Diese Unterschiede wirken
sich wiederum auf die Position des Dekans gegenüber dem
Kollegialitätsgremium aus. 
Verknüpft man die Frage nach der Öffnung gegenüber ex-
ternen Kandidaten mit den Besetzungsregeln, so sollte
deutlich sein, dass bei einer Doppellegitimation und einer
gleichzeitigen vorgeschriebenen internen Besetzung eine
Inkonsistenz vorliegt.16 Diese äußert sich darin, dass die
zuvor festgelegte formale Unabhängigkeit der Dekane ten-
denziell durch eine personale Abhängigkeit – des ehemali-
gen und zukünftigen Mitglieds des Kollegiums – wieder
aufgehoben wird. 
Lediglich Hamburg, Baden-Württemberg, Hessen, Bayern,
Thüringen und Nordrhein-Westfalen haben zumindest die
Option, dass die Doppellegitimation der Dekane nicht
durch eine interne Besetzung konterkariert werden kann.
Eine formal gesetzte Schranke ist allerdings auch hier nicht
vorhanden. 

3.3  Machtpotentiale  –  Hierarchie  ohne  Macht?    
Hierarchie und mit ihr verbundene Entscheidungskompe-
tenz benötigt Macht- und Durchsetzungspotential. Dem-
nach müssen hierarchische Leitungspositionen an der Uni-
versität sowohl gegenüber dem Kollegialgremium als auch

14 Rheinland-Pfalz, Bremen, Berlin, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen (bei Errichtung eines
Dekanats als Kollegialorgan). 

15 Hamburg, Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Thürin-
gen, Sachsen-Anhalt und Bayern.

16 Niedersachsen, Brandenburg, Sachsen und das Saarland. 
17 Die möglichen Machtpotentiale der Hochschulleitung werden im Folgen-

den nicht beachtet. 
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vergabe entscheiden können, sondern Vorgaben der Hoch-
schulleitung und/oder des Fakultätsrates beachten müssen.
Zudem ist das Machtpotential davon abhängig, wie hoch
der Anteil der zu verteilenden Mittel ist: ein Dekan der
über die Verteilung von 50% des Gesamtbudgets entschei-
det, dürfte über ein ungleich höheres Machtpotential ver-
fügen als ein Dekan, der lediglich 5% des Budgets verteilt.
Hinzu kommt, dass es „nach wie vor unstrittig“ (Seidler
2004, S. 503) ist, dass Professoren aber auch wissenschaft-
liche Einrichtungen aus der Wissenschaftsfreiheit ein Recht
auf eine Grund- und Mindestausstattung haben. Die Höhe
dieser Ausstattung ist zwar abstrakt nicht zu beziffern, bil-
det aber eine verfassungsrechtliche Grenze des Machtpo-
tentials durch Mittelverteilung. Hinzu kommt, dass ein Pro-
fessor durch die erfolgreiche Einwerbung von Drittmitteln
sich diesem Organisationsmechanismus entziehen kann.21

Auch dürfte das Machtpotential davon abhängen, ob For-
schung mit relativ geringer Mittelausstattung möglich ist.
Es lassen sich also Potentialunterschiede zwischen den
Fächern erwarten. 
Trotz dieser zum Teil erheblichen Einschränkungen kann
man dennoch zu der Einschätzung gelangen, dass das zen-
trale Machtpotential der Dekane an das Steuerungsmedium
Geld und den damit verbundenen Mechanismus der Kon-
kurrenz geknüpft ist.22 Ob dieses im Vergleich zu anderen
Organisationen eher eingeschränkte Machtpotential aber
tatsächlich ausreicht, um die Dekane auch im Hinblick auf
die Durchsetzungsfähigkeit zu stärken, darf bezweifelt wer-
den. Im Vergleich zur Machtausstattung der Hierarchie in
Wirtschaftsunternehmen und vielen anderen Organisatio-
nen ist ihre Machbasis auf jeden Fall eingeschränkt. 
Hinzu kommt ein weiterer Punkt: in Organisationen „er-
zeugt Macht Gegenmacht“ (Luhmann 1988, S. 108). Dies
trifft auf alle Organisationen – seien es Wirtschaftsunter-
nehmen oder Universitäten – in gleicher Weise zu. Was sich
allerdings grundlegend unterscheiden kann, ist die Organi-
sationsfähigkeit der Gegenmacht. Bei Luhmann findet sich
der folgende Hinweis: 
„Die Macht, die bei den Untergebenen anfällt, fällt ihnen
als Einzelnen, allenfalls als Cliquen zu. Sie ergibt sich aus Si-
tuationen, bleibt abhängig von persönlicher Initiative und
hinreichendem Vorverständigtsein.“ (Luhmann 1988, S.
108f.)
Dies mag für viele Organisationen zutreffen, im Falle der
Universität sind diesbezüglich aber Zweifel angebracht.
Diese ergeben sich bereits daraus, dass Professoren an den
Universitäten in den Kollegialitätsgremien bereits organisa-
torische Strukturen besitzen, die zur Bildung von Gegen-
macht genutzt werden können. Auch das Kriterium des

der Wissenschaftskarriere diese organisatorische Macht-
quelle überhaupt eine Rolle spielen kann. Für einen Profes-
sor gibt es innerhalb der eigenen Universität keine Auf-
stiegsmöglichkeiten – nehmen wir einmal den eher selte-
nen Fall aus, dass ein Professor Dekan oder Rektor werden
will. Der einzig mögliche „Aufstieg“ innerhalb der Besol-
dungsgruppen (von W1 bis W3 bzw. von C1 bis C4) ist im
Normalfall nur durch einen Wechsel der Organisation mög-
lich, hängt also keineswegs von der aktuellen Organisation
ab. Hinzu kommt, dass bei der Entscheidung über die Kar-
riere eines Wissenschaftlers die Organisation Universität
kaum Einfluss hat. Vielmehr – und diese Erkenntnis ist nicht
neu – entscheidet darüber der Reputationserwerb inner-
halb der jeweiligen scientific community (vgl. z.B. Pellert
2005, S. 52; Langer 2006, S. 43). Das deutsche System so-
zialisiert vielmehr bereits Nachwuchswissenschaftler dahin-
gehend, dass die aktuelle Mitgliedschaft in der jeweiligen
Organisation für die Karriere unerheblich ist, da ein  Karrie-
resprung erst mit dem Verlassen derselben möglich wird.18

Zwar findet man in einigen Landeshochschulgesetzen zag-
hafte Versuche19 dies zu ändern, aber für eine generelle
Stärkung der Personalmacht, sind die Regelungen wohl
nicht geeignet. Zumal auch hier wieder festgestellt werden
muss, dass diese Reformmaßnahmen nur einige Bundeslän-
der betreffen. 
Die beiden für die Kontrolle des Verhaltens der Mitglieder
typischen und dominierenden Machtquellen in Wirtschafts-
organisationen werden durch die Reformen der Bundeslän-
der in den Hochschulsystemen also keinesfalls umfassend
gestärkt.  
Zu fragen ist dann, auf welche anderen Machtquellen die
Dekane zurückgreifen können, um ihre Entscheidungen
durchzusetzen und das Verhalten der Professoren in ihrem
Sinne zu lenken. Hier wäre zum Beispiel an die im Laufe der
Reformen eingeführte Leistungsbesoldung der Professoren
zu denken. Zumindest mittelfristig, das heißt nachdem ein
Großteil der Professoren ausgeschieden ist, die noch die C-
Besoldung erhalten, könnte hier ein Machtpotential entste-
hen. Der Dekan könnte demnach Verhalten dadurch steu-
ern, dass er Einfluss auf die Gewährung/Streichung der Leis-
tungszulage hat und die Professoren diese Leistungszulage
auch tatsächlich anstreben. 
Die Entscheidung über Leistungsbezüge wird aber in kei-
nem Landeshochschulgesetz dem Dekan zugewiesen. Im
Regelfall ist die Hochschulleitung hierfür zuständig. Aller-
dings kann der Dekan in Hamburg, Bremen und einge-
schränkt auch in Rheinland-Pfalz20 Professoren vorschla-
gen, die Leistungszulagen erhalten sollen. In diesen Län-
dern ist also ein gewisses Machtpotential der Dekane vor-
handen. Eine in allen Bundesländern zu verzeichnende
Stärkung der Dekane in Bezug auf diese potentielle Macht-
quelle ist aber nicht zu beobachten.
Eine weitere Machtquelle könnte darin liegen, dass der
Dekan über die Verteilung von  Personal- und Sachmitteln
entscheidet. Hier wäre also nicht die persönliche Entloh-
nung, sondern die Arbeitsausstattung des Professors bzw.
der wissenschaftlichen Einheiten der Fakultät das Machtpo-
tential. Wie oben bereits beschrieben, findet man tatsäch-
lich in den meisten Landeshochschulgesetzen eine Zustän-
digkeit des Dekans in diesem Bereich. Die Wirkung als
Machtpotential wird aber dadurch eingeschränkt, dass die
Dekane in vielen Bundesländern nicht frei über die Mittel-

18 Dass dies in amerikanischen Universitäten anders ist, lässt sich durch das
tenure track System erklären. Dieses System führt aber nicht nur zu einer
besseren Karriereplanung der Wissenschaftler, sondern – und dies wird
häufig übersehen – die Karrieren werden durch einen organisationsinter-
nen Verlauf auch einer organisatorischen Karrierelogik unterworfen. 

19 Z.B. durch Entfristung von Juniorprofessuren.
20 In Rheinland-Pfalz bezieht sich das Vorschlagsrecht nur auf Zulagen im

Rahmen von Berufungs- und Bleibeverhandlungen. 
21 Die gleichzeitige Stärkung der internen Hierarchie und die Forderung ge-

genüber den Professoren mehr Drittmittel zu akquirieren steht hier also
tendenziell im Konflikt miteinander.

22 Es gibt noch weitere hier nicht behandelte Machtpotentiale (z.B. Ge-
währung von Forschungsfreisemestern, Entscheidung über Forschungs-
schwerpunktbildung, Festlegung der Lehrverpflichtung). 
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der politischen Akteure im Hinblick auf eine Effizienzsteige-
rung und bessere Anpassungsfähigkeit sich gegen die
Selbstorganisationskräfte der Universitäten wirklich durch-
setzen bleibt also abzuwarten. 
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„Vorverständigtseins“ darf als erfüllt angenommen werden.
Insofern ist ihre Chance, Gegenmacht nicht nur als Einzelne
und nicht nur in bestimmten Situationen zu aktualisieren
sehr viel größer als in anderen Organisationen. Zur Abstüt-
zung der Hierarchie müsste also in Universitäten – aufgrund
der höheren Gegenmachtpotentiale – die Machtbasis der
Leitungsstellen eher größer sein als beispielsweise in „typi-
schen“ Wirtschaftsorganisationen. Die bisherigen Aus-
führungen zeigen aber, dass sie dies nicht sind. Die relativ
geringe Machtausstattung der Dekane wird also nochmals
durch die besseren Chancen der Bildung und Organisierung
von Gegenmacht durch die Professoren geschwächt. 
In Bezug auf die Bereitstellung von wirksamen Machtpo-
tentialen für die Dekane sind deshalb zumindest begründe-
te Zweifel angebracht.  Wenn die Position der Dekane aber
nicht durch Machtpotentiale abgesichert ist und die Durch-
setzung von Entscheidungen fraglich bleibt, ist es für Deka-
ne nicht rational hierarchische Entscheidungen zu treffen. 

44..  FFaazziitt
IInsgesamt ist zunächst festzustellen, dass nicht von einer
generellen und vor allem wirksamen Stärkung der Dekane
im deutschen Hochschulsystem auszugehen ist. Eine Stär-
kung der Position der Dekane ist zwar in den Landeshoch-
schulgesetzen häufig auf der Ebene der Kompetenzen zu
finden, allerdings ist die jeweilige Kompetenzausweitung in
den Bundesländern sehr unterschiedlich ausgeprägt.
Gleichfalls gibt es in den Bundesländern in Bezug auf die
beschriebenen organisatorisch-strukturellen Bedingungen
erhebliche Differenzen. Die Unterschiede haben dabei di-
rekte Auswirkungen auf die Unabhängigkeit und Entschei-
dungsfähigkeit der Dekane gegenüber dem Fakultätsrat
und den einzelnen Professoren. Zwar ist die Stärkung der
Dekane in einigen Bundesländern – wie zum Beispiel
Baden-Württemberg oder Hamburg – größer als in anderen,
doch in keinem Bundesland findet sich eine formale Fest-
schreibung der Kombination: Kompetenzerweiterung, dop-
pelte Legitimation, keine einseitige Abwahlmöglichkeit
durch den Fakultätsrat, externe Besetzung und ausreichen-
des Machtpotential. Dies wäre jedoch die „optimale Kom-
bination“ zur Stärkung der Dekane gegenüber dem Fakul-
tätsrat und den einzelnen Professoren. 
Bei einer Gesamtschau der gesetzlichen Regelungen drängt
sich deshalb der Eindruck auf, dass in den meisten Landes-
hochschulgesetzen keine ausreichende formale Absiche-
rung der Dekane besteht. Dies eröffnet die Möglichkeit,
dass die Kompetenzen der Dekane wiederum von den Kol-
legialitätsorganen vereinnahmt und in das Kollegialität-
sprinzip reintegriert werden.23 Ob die intendierten Ziele

Otto  Hüther,  Dipl. Soz., wissenschaftlicher
Mitarbeiter, Institut für Soziologie, Universität
Hamburg. Arbeitsbereich Wirtschaft und Be-
trieb. E-Mail: otto.huether@uni-hamburg.de

23 Zu einer ähnlichen Einschätzung kommen Kluth (2004, S. 186) und
Lange/Schimank (2007, S. 541).
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4.3  Process:  Wie  ist  der  Standardprozess  aufgebaut?
20. Ablauf:  Ist der zeitliche Ablauf des Studiengangs genau be-

schrieben?
21. Information:  Können Informationen zum Studium nachge-

lesen und heruntergeladen werden?
22. Anforderungen: Werden die Anforderungen an die Dokto-

randen deutlich beschrieben?
23. Mentoren:  Gibt es Koordinatoren oder Mentoren, die man

kontaktieren kann?
24. Englischsprachige  Internetseite: Ist die Homepage für aus-

ländische Studierende auch auf Englisch verfügbar?
25. Eingliederung: Wird ausländischen Studierenden bei der

Eingliederung geholfen?
26. Promotionszeit:  Beträgt die Promotionszeit drei Jahre?
27. Zulassungsordnung:  Gibt es eine Studien- und Zulassungs-

ordnung?

Die Auswertung zeigt größtenteils das Vorhandensein von In-
formationen zu wichtigen organisatorischen  Aspekten  eines
Promotions-Studiums. Fast alle Anbieter informieren über den
Studiengang (19 von 20 Studiengängen) und bieten einige An-
haltspunkte zum zeitlichen Ablauf des Studiums (13 von 20),
wobei eine Promotionszeit von drei Jahren nur bei acht von 20
Studiengängen erwähnt wird. Eine Zulassungsordung kann bei
16 von 20 Anbietern gefunden werden. Eine  internationale
Ausrichtung  durch englische Internetseiten betreiben 14 von

20 Anbietern, wenn es aber darum geht, ausländischen Stu-
denten tatsächlich bei der Eingewöhnung in Deutschland zu
helfen, finden sich nur bei vier von 20 Studiengängen Angebo-
te und Informationen. Dieser Bereich muss daher dringend
ausgeweitet werden, da er im Wettbewerb um hochqualifizier-
te ausländische Bewerber einen klaren Vorteil darstellt, wenn
zwei Programme in der Qualität der wissenschaftlichen Ausbil-
dung gleichwertig sind oder wenn zum Beispiel ein weniger at-
traktiver Universitätsstandort aufgewertet werden soll.
Mentoren und Koordinatoren eines Studiengangs können bei
zwölf von 20 untersuchten Anbietern kontaktiert werden. Da
diese Personen die wichtigsten Ansprechpartner der Doktoran-
den in der Zeit der Studienplatzwahl sind, muss dieses Betreu-
ungsangebot ebenfalls dringend ausgeweitet werden.

4.4  Promotion:  Welche  Kommunikationsmaßnahmen  sollen
ergriffen  werden?  
28. Information:  Inwieweit werden Informationen kommuni-

ziert?
29. Beeinflussung:  Wie wird versucht die Kaufentscheidung zu

beeinflussen?
30. Text/Ausstattung:  Wurden verbale Angaben zur Ausstat-

tung gemacht?
31. Bilder/Ausstattung:  Wird die Ausstattung in Bildern darge-

stellt?
32. Kundenreferenz:  Werden Kundenreferenzen genannt?

33. Meinungsbilder: Werden Expertenmeinungen
auf der Internetseite publiziert?

34. Preise/Zertifikate:  Werden Angaben zu Aus-
zeichnungen, Zertifikaten gemacht? Wird ein
Logo für den Studiengang dargestellt?

35. Telefon,  Mail,  URL: Gibt es Angaben zur Kon-
taktaufnahme per Telefon, E-Mail oder Inter-
netseite (URL)?

36. Persönlicher  Kontakt:  Kann der Interessent
persönlich Kontakt aufnehmen?

Mehr als der Hälfte (14 von 20) der Internetauftrit-
te konnte eine gute Informationsbereitstellung
(Frage 28) zum Studienangebot bescheinigt wer-
den. Bei zwei Drittel der Programme konnte keine
kommunikative Entscheidungsbeeinflussung als
Kommunikationsaufgabe festgestellt werden
(Frage 29). Insbesondere im Bezug zur Nutzeranga-
be (vgl. Instrument Product) könnten hier noch
weitere Interessenten gewonnen werden.

JJoohhaannnnee  PPuunnddtt,,  AAnnjjaa  HHeeggeenn,,  SSyyllvviiaa  KKaaaapp  &&  KKaattjjaa  KKoohhrrss

Auszug aus: 

Potenziale  des  Bildungsmarketings  
am  Beispiel  von  Promotionsstudiengängen

Zu unserem großen Bedauern wurde in Heft 4/2007 versehentlich eine Abbildung doppelt abgedruckt, so dass 
eine andere fehlte. Nachfolgend geben wir die entsprechende Passage des Beitrages mit der korrekten Abbildung
(5) wieder. Wir danken für Ihr Verständnis.

Abbildung 4: Bewertung der Internetauftritte von 20 Promotions-Studien-
gänge nach den Anforderungen des Marketinginstruments 
„Process“

HMErratum
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Als insgesamt defizitärer Bereich innerhalb des Instruments
Promotion kann die  Verwendung  von  Ersatzmitteln  für das im-
materielle Bildungsprodukt bewertet (Fragen 30-34) werden.
Von 20 Programmen benutzten 15 bzw. 16 weder verbale Aus-
sagen, noch Fotos zur Ausstattung, um die Qualität der Studi-
enbedingungen zu materialisieren. Ebenso nutzten nur vier der
20 Studienprogramme die Möglichkeit, über Expertenmeinun-
gen die Qualität messbar zu machen. Bei einem Drittel wurden
Kundenreferenzen sehr gut als Surrogat verwendet. Hier liegt
das größte Potential für das Instrument Promotion: Das Ange-
bot, zusätzliche Broschüren postalisch versenden zu können
bzw. einen umfassenden Downloadbereich zu wichtigen Doku-
menten den Studiengang betreffend einzurichten. 
Obwohl sich das Einholen von Kundenreferenzen und Mei-
nungsbildern nicht kurzfristig realisieren lässt, sollten Marke-
tingverantwortliche beständig daran arbeiten. Nicht zuletzt ist
es ein Muss, Akkreditierungsergebnisse (und sei es nur der
Hinweis bezüglich der eingereichten Akkreditierung) als Qua-
litätssurrogat anzugeben.
Bei den meisten Studienangeboten waren nahezu alle Angaben
zu elektronischen  Kontaktmöglichkeiten  (Fragen 35 und 36)
auffindbar. Die persönliche Kontaktaufnahme (z.B. Angabe von
Sprechzeiten, Fotos der Ansprechpartner) konnte nur bei ca.
der Hälfte der Programme als zufriedenstellend bezeichnet
werden. Auch hier können noch ansprechendere Kontaktdaten
mit wenig Aufwand eine große Wirkung erzielen.

44..  ZZuussaammmmeennffaassssuunngg//FFaazziitt

PPromotions-Studiengänge sind eine relativ neue Form der
Doktorandenausbildung in Deutschland. Da sie oft in For-
schungsschwerpunkten gegründet werden, können sie als Aus-
hängeschild der Hochschule dienen und somit zur strategi-
schen Positionierung einer Universität am sich wandelnden
Markt für Bildungsprodukte beitragen. Der vorliegende Beitrag
zeigt, dass zur besseren Vermarktung eines Promotions-Stu-
diengangs die Instrumente des erweiterten Marketing-Mixes
angewandt werden sollten. Es konnte demonstriert werden,
dass eine Untersuchung von 20 Promotions-Programmen an
internationalen Universitäten mit den Instrumenten des erwei-
terten Marketing-Mixes hilft, das Marketing dieser Produkt-

gruppe systematisch zu analysieren und zu optimie-
ren. Die Untersuchung identifizierte für jedes der
vier ausgewählten P spezifische Stärken und
Schwächen bei der Umsetzung. So wurde beim In-
strument Product die Diversifikation älterer Ange-
bote gut dargestellt. Die Darstellung von Leistungs-
eliminierung und Markenpolitik sollten aber stärker
verfolgt werden, um zu zeigen, dass man sich von
althergebrachten Prinzipien der Doktoranden-Aus-
bildung unterscheidet und ein neues, strukturiertes
Produkt anbietet. Beim Instrument People sollten
alle untersuchten Kriterien zu Dozenten, Mentoren
und Alumni überarbeitet werden. Doktoranden und
Stakeholder legen starken Wert auf gute Betreuung,
so dass dieses Angebot seitens der Universität sicht-
bar werden sollte. Beim Instrument Process ist die
Beschreibung des Programms bereits gut implemen-
tiert, mehr Wert sollte allerdings auf Eingliede-
rungshilfen für ausländische Studenten gelegt wer-
den, da diese Personengruppe für die allgemein ge-
wünschte stärkere Internationalisierung der Hoch-

schulen wichtig ist. Beim Aspekt Promotion gab es zwar ausrei-
chend geschriebene Information zu den Programmen, aber die
für das gelungene Marketing einer immateriellen Bildungsleis-
tung wichtigen Surrogate wie Bilder und Kundenreferenzen be-
dürfen einer gründlichen Überarbeitung und Verbesserung. 
Einmal erstellt, kann das Marketingkonzept durch Recherche
der Stakeholderinteressen nicht nur auf die potenziellen Dok-
toranden als Kunden, sondern auch auf Institutionen wie Deut-
sche Forschungsgemeinschaft, Wissenschaftsrat oder Akkredi-
tierungsagenturen ausgerichtet werden und so die Profilierung
der Studiengänge in dieser Richtung unterstützen. Es ist
grundsätzlich möglich, die gewählte Analysemethode auf an-
dere Ausbildungsangebote (Bachelor- und Master-Studiengän-
ge, Weiterbildungsangebote) der Universitäten zu übertragen
und so die Abgrenzung der Institution gegenüber Wettbewer-
bern zu unterstützen. Die Anwendung von Marketinginstru-
menten auf Studiengänge kann als ein Beitrag zum Bottom-up-
Marketing europäischer Hochschulen verstanden werden.
Damit ist Bildungsmarketing perspektivisch als Maxime (im
Sinne der Abnehmerorientierung) anzusehen, gleichzeitig als
Mittel zu implementieren (z.B. zum Erreichen von Wettbe-
werbs– und Servicevorteilen gegenüber anderen Promotions-
Studiengängen) und zusätzlich als Methodenbündel (z.B. durch
Nutzung moderner Entscheidungsunterstützung) umzusetzen. 

Dr.  Johanne  Pundt,  MPH, Geschäftsführung Wei-
terbildung/Fernstudien/Promotionsstudiengang, Fa-
kultät für Gesundheitswissenschaften, Universität
Bielefeld, E-Mail:johanne.pundt@uni-bielefeld.de 

Dr.  Anja  Hegen, Wissenschaftliche Mitarbeiterin
(Post-Doc) Medical Faculty, University of Bergen,
Norway, E-Mail: Anja.Hegen@biomed.uib.no 

Dr.  Sylvia  Kaap, Studiengangsleiterin Bachelor-
Studiengang Biomedizinische Analytik, Fachhoch-
schule Wiener Neustadt für Wirtschaft und Technik
GmbH, E-Mail: sylvia.kaap@fhwn.ac.at

Dr.  Katja  Kohrs,  Mitarbeiterin im Dezernat für
Strategische und Hochschulentwicklungsplanung,
Leuphana Universität Lüneburg, 
E-Mail: kohrs@uni-lueneburg.de

Abbildung 5: Bewertung der Internetauftritte von 20 Promotions-Studien-
gängen nach den Anforderungen des Marketinginstruments
„Promotion“
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Helen  Knauf:  Tutorenhandbuch
Einführung  in  die  Tutorenarbeit

Das Tutorenhandbuch bietet eine grundlegende Einführung in
die Tutorenarbeit und kann als Ideenschatz für die Gestaltung
von Tutorien und Workshops zur Tutorenqualifizierung dienen.
Einzelne Veranstaltungskonzepte laden zur Nachahmung ein; Er-
fahrungsberichte aus der Tutorenarbeit zeigen, wie Tutorien an
Hochschulen etabliert werden können.
Das Handbuch gibt in übersichtlicher Form Antworten u.a. zu
den Fragen:
Was ist Tutorenarbeit?
Wie kann erfolgreiche Tutorenarbeit geleistet werden?
Welche Methoden finden Anwendung?
Für jeden, der sich mit Tutorenarbeit beschäftigt, ist dieses Buch
ein unentbehrliches Arbeitsmittel.
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Die „Toolbox – Lernkompetenz für erfolgreiches Studieren”
enthält 40 Tools, die lernstrategisches Know-how für selbstge-
steuertes Lernen mit Techniken des wissenschaftlichen Arbei-
tens verknüpfen. Diese Handwerkszeuge unterstützen Studie-
rende bei der Verbesserung ihres Selbstmanagements, beim
gezielten Lesen von wissenschaftlichen Texten sowie beim
Vorbereiten und der Präsentation von Referaten. Darüber hin-
aus erhalten Studierende mit den Tools grundlegende Tipps
zum Erstellen von Hausarbeiten oder zur Prüfungs-
vorbereitung. Die Tools eignen sich besonders gut als kom-
paktes Material für Fachtutorien in der Studienanfangsphase,
für selbstorganisierte Lerngruppen oder auch für Studierende,
die sich diese Fertigkeiten im Selbststudium aneignen wollen.
Ein Blick auf die theoretischen Grundlagen von Lernkom-
petenzen lassen die Werkzeuge des selbstgesteuerten Lernens
im Studium „begreifbar“ werden. Mit einer gezielten Anwen-
dung der Tools werden die Lernmotivation und die Freude am
Studieren maßgeblich gestärkt.
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